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T,_Allgemeiner Uberblick 


Im letzten Halbjahr 1941 ist der grundsätzliche Unterschied 
der beiden hauptsächlichen Aufgaben der Waffenstillstands—Delegation, 
die einmal zur Durchführung der wirtschaftlichen Bestimmungen des 
Waffenstillstandsvertrages, andererseits dartiber hinaus sur Führung 
der Regierungsverhandlungen mit Frankreich auf handels- und finanz- 
politischem Gebiet berufen ist, stürker als bisher hervorgetreten, 
Entscheidend hierfür war, daß der Waffenstillstandevertrag, der einen 
nur vorübergehenden Zustand regeln sollte, keine Bestimmungen über 
die wirtschaftliche Zusammenarbeit der beiden Staaten enthält. Die 
Waffenstillstands-Delegation konnte sich daher wohl bei der Durch- 

ung des Waffenstillstandsvertrages auf rechtliche Verpflichtungen 

er Franzosen berufen, auf dem Gebiet der wirtschaftlichen Zusammen- 
arbeit war sie indessen letzten’Endes auf die freiwillige Bereit- 
schaft Frankreichs hierzu angewiesen. Die Haltung der Französischen 
Regierung war in beiden Fällen eine grundverschiedene. 

Alle Forderungen der Delegation zur Durchführung des Waffen- 
atilletandsvertrages sind von der Französischen Regierung erfüllt 
und eingehalten worden. Die französischen Behörden haben stets Wert 
darauf gelegt, sich nicht den Vorwurf einer Vertragsverletzung zuzu- 
ziehen. 

Demgegenüber war die freiwillige Mitarbeit schon früher allen 
Schwankungen der jeweiligen politischen und militärischen Lage ausge- 
setzt gewesen. Mit der immer längeren Dauer des Waffenstillstanäste- 
gimes mußten die Schwierigkeiten zwangsläufig wachsen und die poli- 
tischen und militärischen Ereignisse eich immer mehr auf die Wirt- 
aohaf tebesiehungen auswirken. Nach dem Zusammenbruch der französi- 

[ hen Armee erleichterte die allgemeine Erwartung eines baldigen 
deutschen Endsieges in Frankreich wesentlich die Durchsetzung der 
deutschen wirtschaftlichen Wünsche. Der Ausbruch des Krieges gegen 
die Sowjetunion und der Kriegseintritt der Vereinigten Staaten von 
Amerika mußten dem französischen Volke die Hoffnungen auf eine bal- 
dige Änderung seiner Lage nehmen und zu einer gewissen Mutlosigkeit 
führen, Die Stimmang ist aber auch durch die immer schlechter wer- 
 dende Wirtschaftslage stark beeinflußt worden, 

l Bei einer Betrachtung der französischen Wirtschaftslage müssen 
. gunichst die Beschränkungen der Französischen Regierung in der Aus- 
übung ihrer Hoheitsrechte sowohl im Mutterland wie in den übersee- 


ETC Besitzungen besonders berüoksiohtigt werden. Der größere Teil 
| | des 
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des Mutterlandes ist besetzt und dadurch in vieler Hinsicht der frei- 
en Verfügung der französischen Behörden entzogen. Besonders ein- 
schneidende Beschränkungen bestehen für die beiden Norddepartements, 
die dem Mllitärbefehlshaber in Belgien und Nordfrankreich unterstellt 
und damit wirtschaftlich abgetrennt sind. Die industriellen und 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse der reichen Norddepartements fallen 
daher zu éinem großen Teil Frankreich nicht zu. Elsaß und Lothringen 
sind mit ihrem Reichtum an Bodenschätzen und industrieller Erzeugung 
praktisch aus dem französischen Wirtschaftsverband ausgeschieden. In 
den an Elsaß und Lothringen angrenzenden Departements ist die fran- 
gösische Verwaltung, namentlich in der Landbewirtschaftung, einge- _ 
schränkt, Die Besetzung der industriell und landwirtschaftlich wich- 
tigen Gebiete hat natürlich auch ihre starren Auswirkungen auf das 
unbesetzte französische Mutterland. 


Von den französischen iberseeischen Besitzungen unterstehen 
rund 21 Millionen 


Äquatorialafrika, 
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folgende Gebiete mit einer Gesamteinwohnerzahl von 
nioht mehr der Gewalt der Französischen Regierung: 
Kamerun, Syrien und Libanon, Indische Besitzungen, Ozeanien und Neu- 


lich mit Nord- und Westafri 
Sonst konnten im 


kaledonien, St. Pierre und Miquelon. Ledig 
ka bestehen noch regelmäßige Schiffsverbindungen. 
letzten Jahr im wesentlichen nur noch aus Madagaskar, Indochina und 
Westindien Waren nach dem Mutteriand, doch auch nur mit großen 
Sohwierigkeiten und deshalb in geringem Ausmaß, befördert werden. 
Die französische Wirtschaft kann sich also heute nur auf sehr 
beschränkte Kräfte des Mutterlandes und der Besitzungen in Nord- und 
Westafrika stützen. Dies wirkt sich empfindlich im Außenhandel aus, 
Die französische Handelsbilanz war im Durchschnitt der letzten 
Jahre vor dem Kriege stets passiv. Im Jahre 1941 dagegen weist sie 
- rein zahlenmäßig gesehen — einen Aktivsaldo auf, der sowohl auf dle 
starke Minderung der Einfuhr im allgemeinen wie auf die erhebliohe 
Steigerung der Ausfuhr nach Deutschland zurüokzuführen ist, Indessen 
vermag Frankreich zurzeit aus der zahlennäßig aktiven Handelsbilanz- 
keinen Nutzen zu ziehen, da die Guthaben aus den Lieferungen nach 
Deutschland eingefroren sind. So steht der Ausfuhr einer großen 
Menge eigener Rohstoffe wie Fertigwaren nach Deutschland und der 
arbeitsleistung vorlüufig kein realisierbarer Wert gegenüber. Hinzu 
kommt, daß es sich bei den aus Deutschland nach Frankreich einge- 
führten Waren hauptsächlioh um Roh- und Hilfsstoffe für die Durch- 
führung deutscher Aufträge handelt, die als Rüstunzsmaterial das 
Land 
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Land wieder verlassen. Läßt man unter diesen Umständen den deutsch 
französischen Warenverkehr unberücksichtigt, so stellt sich die 
verbleibende französische Hendelebilang in den letzten 1 1/2 Jahren 
als unbedeutend und passiv dar. 

Da die deutschen Verlagerungsaufträge vielfach zu einer Pro- 
duktionsumstellung auf Kriegsfertigung geführt haben und der Mangel 
an Rohstoffen auf einer Anzahl von Gebieten zu einer ständig wach- 
senden Produktionseinschränkung zwingt, wird es für Frankreich im- 
mer schwieriger, die früheren Exportwaren weiter herzustellen, Außer- 
dem schränken die großen deutschen Warenantrderungen den Handel Frank- 
reichs mit dritten Staaten in zunehmendem Maße ein. 

In der Vorkriegszeit konnte Frankreioh den Passivsaldo seiner 
Handelsbilanz zu einem erheblichen Teil mit dem Überschuß aus dem ` 
Dienstleistungs- und Kapitalverkehr abdecken, Diese Móglichkeit be- 
steht jetzt nicht mehr. Die Einnahmen aus dem Dienstleistungeverkehr 
sind stark zurückgegangen, Es sind sogar durch die Auswanderung, na- 
mentlich von Juden, erhebliche Aufwendungen an frei verfügbaren De- 
visen entstanden, Die Einkünfte aus den Auslandsanlagen, die vor 
dem Kriege etwa ffrs.3,5 Milliarden jährlich betrugen, sind jetzt 
im wesentlichen nicht realisierbar. Frankreich mußte daher trotz 
einer Schrumpfung seiner Einfuhr (ohne Berücksichtigung seiner Ko~ 
lonien) um 72% des Vorkriegsvolumens weiterhin von seiner Kapital- 
substanz Teile abgeben, um seine zahlenmäßig aktive, devisenmäßig 
aber passive Handelsbilanz auszugleichen  (z.B. mit der Schweiz und 
Portugal). -— | 

Das ist nur möglich gewesen, weil Frankreich noch eine Reserve 
an frei verfügbaren Gold- und Devisenbeständen hat. Es handelt sich 
hierbei im wesentlichen um die in Afrika lagernden Goldbestünde im 
Werte von rund RM 2 Milliarden. Der weitaus gróBere Teil des sehr 
erheblichen französischen Auslandskapitals ist indessen blockiert, 
Andererseits sind die Devisenverpflichtungen Frankreichs gering. 

Die sinkende Wareneinfuhr und die steigende Ausfuhr nach Deutsch 
land ohne wirtschaftliche Gegenleistungen mußten ihre Rückwirkungen 
auf die durch die es 7 belastete innere Währungslage 
Frankreichs haben. 

Der Staatshaushalt von 1941 schließt mit rund ffrs.72 Milliarden 
Einnahmen und rund ffrs. 125 Milliarden Ausgaben (ohne Besatzungs- 
kosten), also einem Defizit von ffre. 53 Milliarden ab. Außerdem hat 
Frankreich im Jahre 1941 an Besatzungskosten einen Betrag von: 

ffrs 
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ffrs. 130 Milliarden gezahlt; die Gesamtsumme der seit dem Waffen- 


stillstand gezahlten Abschlagszahlungen auf die Besatzungskosten be- 
läuft sich auf ffrs. 200 Milliarden ( = 10 Milliarden RM). Die Be- 
satzungskosten allein waren demnach im Jahre 1941 höher als dissge- 
samten Ausgaben des französischen Staates. Geht man für das Jahr 
1342 von einer jährlichen Zahlung an Besatzungskosten von rfre.t 10 
Milliarden und von ffrs. 158 Milliarden sonstigen Ausgaben aus, dene 
lediglich die auf ffre. 80 Milliarden veranschlagten Einnahmen ge- 
genüberstehen, so werden auch im Jahre 1942 die Besatzungskosten 
nicht einmal teilweise durch Steuereinnahmen gedeokt werden könne: 
Eine ins Gewicht fallende Erhöhung der Steuern, welche die vorhan- 
denen Steuerreserven ausschöpfen würde, ist bisher nicht durohge- 
führt worden. 

Die Besatzungskostenzahlungen haben zu einer ständig wachsen- 
den Staatsverschuldung, vor allem kurzfristiger Art, geführt. Diese 
wirkte eich in einer Zunahme des Notenumlaufs seit dem Waffenstill- 
stand von ffrs. 174,5 Milliarden auf rund firs. 270 Milliarden am 
31. Dezember 1241, also um fast ffrs. 100 Milliarden aus. Dazu kommt 
eine Bevorschussung der französischen Exporte nach Deutschland im 
Clearing in Höhe von rund RM 900 Millionen. Die Golddeckung der 
Verbindlichkeiten der Bank von Frankreich (Notenumlauf und Girogut- 
haben) hat infolgedessen von 42% am 10. Juni 1940 auf 23,4% am 31. 
Dezember 1941 cbgenommen. 

Die Schwächung der Währung zeigt sich außerdem in der Vermeh- 
rung der Depositen bei den Privatbanken um mehr als 50%, im starker 
Ansteigen fast aller Preice (seit Kriegsausbruch um 100 bis 200%) 
und in der Bildung eines breiten schwarzen Marktes im Waren-, Devi- 
sen- nd Wertpapierverkehr. Wenn die inflationistischen Erscheinun- 
gen sich bisher in ertrüglichen Grenzen gehalten haben, 80 ist die: 
hvupts&chlich auf die noch vorhanden gewesenen groBen Waren- und 
Rohstoffvorräte in Frankreich zurückzuführen. Die ganz auffällig 
Erhóhung der Preise in letzter Zeit und die gleichzeitige Warenver- 
knappung deuten darauf hin, daß diese Vorräte sich inzwischen er- 
schöpfen. 

Bei dieser ungünstigen Wirtschafts- und Finanzlage müssen die 
bisherigen ptinktlichen Besatzungszahlungen und die im allgemeinen 
befriedigende Erfüllung der Lieferungsverträge und der Verlagerungs- 
auftrüge, die allein einen Umfang von RM 4 Milliarden erreicht haben, 


besonders gewertet werden. Die französische Arbeiterschaft, Industrie 


und Bergwerke, die Eisenbahn- und Binnenschiffahrt und in großen 
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Umfang auch die französische Seeschiffahrt sind auf Grund freier 
Verträge heute fast ausschließlich für Deutschland tätig. Die Kosten 
hierfür aber zahlt, worauf nochmals hingewiesen sei, Frankreich vor- 
läufig zusätzlich zu den Besatzungskosten duroh Vorschüsse im Clea- 
ring. 

Mit der immer längeren Dauer des Waffenstillstandsregimes mußte 
die Französische Regierung angesichts der Gefahr der Inflation und 
der zunehmenden Substanzminderung zwangsl&ufig immer stürker ver- 
suchen, für ihre freiwilligen Leistungen wirkliche Ge genkonzessionen 
zu erlangen. Die Erschöpfung der Vorrüte muSte sie insbesondere dazu 
zwingen, die zur Herstellung und zum Transport der Waren notwendigen 
Stoffe, namentlich Treibstoffe, Öle und Kohle, zu fordern, deren 

en häufig zur Aufreohterhaltung der französischen Produktion 
ür die deutsche Rüstung tatsächlich unumgänglich war, Aus all diesen 
Gründen gestalteten sich die Verhandlungen mit der Französischen 
Regierung über die Verlängerung dieser freiwilligen Lieferungsverträge 
und über den Abschluß neuer Lieferungen daher gegen Ende 1941 immer — 
schwieriger. 

Es ist indessen nicht 2u verkennen, da8 neben solchen vielleicht 
nicht immer ganz unberechtigten wirtschaftlichen Überlegungen auch 
politisch-militärische Erwägungen von Einfluß auf die Haltung der 
Französischen Regierung waren, Die deutsche Zurückhaltung gegenüber 
allen französischen Versuchen, vor allem aus innerpolitisch'" Grün- 
den, eine Ánderung des Waffenstillstandsregimes zu erlangen, hatte 
zur Folge, daß die Franzósische Regierung ihre Entscheidungen ent- 
weder aus eigener Unsicherheit oder in Abwartung einer vielleicht 
bald bevorstehenden giins tigeren Entwicklung der politischen Verhält- 
nisse zuletzt immer mehr hinauszögerte. Auf derselben Ebene liegt 68, 
wenn die Französische Regierung immer wieder versucht, die wichtig- 

ten deutschen wirtschaftlichen Forderungen in die politische Sphäre 
oe verlegen, um sie dort gegen uns zu verwerten. 

Im Jahre 1942 ist bei dieser politischen und wirtschaftlichen 
Lage weiterhin mit größerer Erschwerung bei den Verhandlungen der 
Delegation mit der Französischen Regierung zu rechnen. Die kürzlich 
vom französischen Finanzminister angedeutete Nöglichkeit, daB Frank- 
reioh die Besatzungskostenzahlungen einstellen müsse, falls eine 
neue Regelung nicht bald erfolge, kündet neue und schwere Probleme 
an, Vor allem zeiohnet sich damit zum ersten Mal die Absicht der 
Französischen Regierung ab, gegebenenfalls auch gegenüber den Ver- 
pflichtungen des Waffenstillstandsvertrages eine andere Haltung 


einzunehmen. - 
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il. „Benataungekgnien 
I, 

Die Pranzösische Regierung hat in der Zeit vom 25. Juni 1940 
bis sum 31.Desember 1341 Absıhlagssahlungen auf die Besatsungskosten 
in Höhe von 

BM 10 072 009 009, - 
geleistat. Dieser Betrag setzt sich wie folgt rusammen: 


a) tägliche Abschlagssahlung von RM 20 000 000 ,- 
vor 2%, Juni 1940 bis 10. Mai 1941 .......-+. BM 6 400 000 000,- 


b) tägliche Atschlagszahlung von RM 15 000 000,- 
vom 11. Mai 194) bis 31. Dezember 1941 ...... RM 3 675 000 000,- 


Der Kontostand hat gich scit etwa 8 Monaten rur unwesentlich veris- 
dert und betrug am l, Januar 1942 RM 3 229 000 000,-. Die Ausgaben 
belaufen sich somit auf inagesamt RM 6 646 000 000,-. 

Die tüglichen Durchschnittssusgaben, die in der Zeit vom Vaffen- 
stillstand bis zum 30. Juni 1941 RM 11,5 Millionen betrugen, sind fur 
die Zeit vom l. Juli 1941 bis 71 Desember 1941 auf rand RM 14 000 000 
angewachsen. 

Über Jie Beträge wurde mach den Aufzeichnungen der Re iohskredit- 
kasse Paris wie folgt verfügt: 
durch a) Barabhebungen 4 128 OCO 000, 


b) Überweisungen des Heeres, der Luftwaffe, 
üarine, Organisation Todt, NSKX-Transport 1 155 000 000,- 


c) sonstige Überweisungen 440 


4) eingezogene Keichskreditkassenschein: 
und -münzen 


* )0 O00,- 


e) eingeldste Requisitionsache ine 
f) Zahlung für Transportkosten 
g) Einlösung von Reichsmarknoten der evsku- 
jerten Elsässer und Lothringer 
RE 6 846 000 000,- 
Das Anwachsen der täglichen Besatzungskostenansgaben von 
RM 11,5 Mio auf RM 14 Mio = monatlich rund AM 450 Mio zwingt zu 
einer näheren Untersuchung, für welche Zwecke die Besatzungsausgaben 


in Frankreich zurzeit verwendet werdnn. Statistische Feststellungen 


er haben zu folgender inter- 
essanten Aufgliederung der monatlichen Ausgaben geführt (wobei ein 
Monat ale typisch angenommen wordt ist) 


des Intendanten beim Mil!tärbefehl: 
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in Millionen Ki 


sachliche persönliche insgesam 
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Deutschland 


ditkassenscheine 


ungen 


aus 
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450 
lie sachlichen 


rund: 


chen Ausgaben 


d nicht dureh 
Ausgaben ohne 
konnten. Die Besatzungse 
alle 
cie 
Ausgaben (ffrs 138 
ándigen Erhöhung der Fehl- 
hsenden Staatsverschuldung bei. 


lia höher als 
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wldung. vor allem kurzfristiger 


"irkte sich in einer ständigen Zu- 


Vergleich der wichtigsten Posten 
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aus den Ausweisungen der Bank von Frankreich bestätigt diese Ent- 
wioklung. 


Ausweis der Bank von Frankreioh 
(in Milliarden Franken) 
17.8. 12.12. 10.6. 26.12. 10.7. 31.12. 
1939 1939 1940 1940 1941 1941 _ 
Gold 97,3 97,3 84,6 84,6 84,6 84,6 
Inlands- 
wechsel 4,0 4,7 11,9 3,7 6,1 


Kredite an 

den Staat 

(mittelbar 

und unmittel- 

bar) 20,6 96,8 


Notenum- 
lauf 125,1 174,5 


Girogut- 
haben 25,5 26,5 


Hauptver- 
walt der 
re Hase 
ditkassen E 


Goläddek- 
kung des 
Notenumlaufs 
und der Giro- 
und Reichs- 
kreditkassen- 
guthaben in $ 


65,5 59,1 42,1 29,4 25,5 23,4 

Seit dem Waffenstillstands-Vertrag hat sich hiernach der Noten- 
umlauf von ffrs 174,5 Mia auf rund ffre 270 Mia, also um fast ffre 
100 Mia erhöht, während innerhalb des gleichen Zeitraums ffrs 135 Mia 
Besatzungskosten deutscherseits in Prankreich verbraucht worden sind. 
Die Deokung der Verbindliohkeiten der Bank von Prankreich (Noten-und 
Girogüthaben) durch Gold(einschließlich des in England und Amerike 
lagernden Goldes) hat infolgedessen von 42 $ am 10. Juni 1940 auf 
23,4% am 31. Dezember 1941 abgenommen, Es sei hierbei darauf hinge- 
wiesen, daß die noch nicht verwenüeten Besatzungekostenghthaben in 
Höhe von ffrs 64,6 Mia, die jederzeit in Noten umwandelbar sind, in 
die duroh Gold gedeokten Verpflichtungen einbezogen sind.( Wegen der 
Verfügungsmöglichkeit über das französische Gold vergleiche den 
Abschnitt V "Gold" Ziffer 7.). 
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III. 

Der nicht ausgeglichene französische g&astslaushalt, die Ver- 
mehrung des Zahlungsmittelumlaufs bei verninderter Gütererzeugung, 
die Erhöhung des gesamten Preisniveaus in Frankreich, also Griinde 
wahrungspolitischer und wirtschaftlicher Art, hatten die Französi- 
sche Regierung veranlaßt, die Deutsche Regierung bereits mit Note 
vom 18, Mürz 194l um eine Ermäßigung der Besatzungskosten zu ersu- 
^hen, e i 

Im Rahmen politisch-militärischer Besprechungen im Mai 1941 wur- 
fe mit der Französischen Abordnung über eine erste Ermäßigung der Be- 
satzungskosten von RM 20 Mio auf RM 15 Mio verhandelt, unter der Vor= 

ssetzung, daß eine Reihe deutscher wirtschaftlicher Forderungen 
füllt würden. Obgleich eine Einigung mit der Französischen Abord- 
nung nicht erzielt werden konnte, leistete die Franrösische Regierung 
sb 11, Mai 1941 nur noch täglich RM 15 Mio Besatzungskosten, was von 
Aer deutschen Seite nur unter ausdrücklichen Vorbehalten geduldet 
wurde. Dies konnte umso eher geschehen, als im Zusammenhang mit den 
Mitte vorigen Jahres eingeleiteten politisch-militärischen Ereig- 
nissen (Syrien) der Französischen Abordnung am 5. Juli 1941 ein Me- 
morandum übergeben wurde, welches von der. Französischen Abordnung 
durch Memorandum vom 21. Juli 1941 grunäsätzlich angenommen wurde 
und, vorbehaltlich der Zustimmung der Deutschen Regierung, eine 
Herabsetzung der Besatzungskosten von RM 20 Mio auf RM 10 Mio täg- 
lich vorsah, Die Hersbsetzung der Besatzungskosten schloß neben der 
Erfüllung anderer deutscher becingunes die wesentliche Forderung 
in sich, daß sich die Französische Regierung zur Anerkennung der 
äußeren. Besatzungskosten duron einen Transfer von Wertpapieren, Be- 
teiligungen und Rechten sonstiger Art in Höhe von monatlich RM 30 Mio 
us dem Guthaben bereit erklärte. Diese neue Regelung ist jedoch 
" nicht in | Regierung zahlt 
inzwischen seit dem 11. Mai 
kosten, Mit Note vom 25, August 1941 ist der Französischen Abord- 
jedoch mitgeteilt worden, daß die Deutsche Regierung ihren 
schtsanspruch auf Zahlung von RM 20 Mio *tüglicn Besatzungskosten 
ich aufrechterhält. 
sits nicht erfolgte Ratifizierung des französi- 


schen Nemorandums vom >], Juli 1941 hat die Pranzösische Abordrung 


veranlaßt, mit Note vom 4, November 1941 ausführlich ihre Beftirch- 


428 bel Aufrechterhaltung der Abschlegszahiungen 
in 


tungen darzulegen, 


mm 
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in Hóhe von RM 15 Mio tüglioh eine Zerrüttung der französischen 
Währung und Wirtschaft nioht zu vermeiden sei. Am 22. Dezember 1941 
überreichte sie eine neue Note, mit der sie unter nochmaligem Hinweis 
auf die Inflationsgefahr in Prankreioh um sofortige Inkraftsetzung- 
des deutschen Memorandums vom 3. Juli 1941 und des französischen ~~ 
Memorandums vom 21. Juli 1941 für den Zeitabschnitt vom ll., Mai big 
10. Oktober 1941 bittet und für die Zeit nach dem 10. Oktober 1941 . ! 
die Wiederaufnahme von Verhandlungen auf der Grundlage von FM 15 Mig 
täglioh vorschlägt. Auf diese Anregung ist die Deutsche Regierung 
bisher nicht eingegangen. Der französische Finanzminister hat in 
einem Bericht zum Haushaltsgesetz für 1942, der durch Abdruck im 
Journal Officiel Nr. 1 vom 1. Januar 1942 der Öffentlichkeit zü- 
gänglich gemacht worden ist, kritische Ausführungen zu der Höhe der 
Besatzungskosten gemacht. In einem Schreiben an den Reichsfinanz- 
minister vom 29. Januar 1942 hat der französische Finanzminister 
mitgeteilt, daß die Französische Regierung im Falle einer Ablehnung 
ihres Antrages auf eine bedeutende Ermäßigung der Besstrungskosten 
die Zahlungen einstellen würde, und daß sie diesem unabwendbaren 
Entschluß nicht mehr lange Zeit ausweichen könne. 

daß die in eineinhalb Jahren von 
Deutschland in Frankreich verwendeten Regatzgungskostenbe trage in 


Es ist nicht zu verkennen, 
Hóhe von RM 6,8 Mia in Verbindung mit der französischen Pinanzie- 
rung der deutschen Verlagerungsauftrüge, die bereits zu einer Ver- 
achuldung der Deutschen Verrechnungskasse gegenüber Frankreich in 
Höhe von rund RM 900 Mio geführt haben, zu einer inflatorischen Ent- 
wicklung in Frankreich stark beigetragen haben. Das größe Defizit 
des Staatshaushalts von 1941 und 1942, die ständige Erhöhung des 
Notenumlaufs und der Depositen bei den Privatbanken, das Ansteigen 
der Lebensmittelpreise, ein ausgedehnter schwarzer Markt im Waren-, 
Devisen- und Wertpapierverkehr sind deutliche Merkmale für die 
Sohwächung der französischen Wirtschaftskraft und der Währung. he- 
riicksichtigt man, daß Deutschland für etwa RM 4 Mia Aufträge nach | 
Prankreich verlagert hat, so muš es unser ureigenstes Interesse sein; 
die französische Wirtschaft und Währung im Rahmen des Méglichen gë- 
sünd zu erhalten. Gerade duroh dii Verlagerungsaufträge ist heute 


die französische Wirtsobaii sehr eng mit der deutschen Wirtschaft 
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daß durch das starre Kursverhältnis des französischen Franken zur 
Reichsmark eine Bindung an die deutsche Währung erfolgt ist. Sowohl 
im Interesse der Stabilerhaltung unserer Währung wie der bestmögli- 
chen Verwendung der Besatzungskostenzahlungen haben wir ein Interesse 
daran, daß die französische Währung nicht ins Schwanken kommt, d.h. 


daß das Kursverhältnis ] 


im Verzuge. 


20 erhalten bleibt, Hier aber ist Gefahr 
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Bewirtechaftung der Besatzungskostenmittel in Frankreich einzu]lei. 
ten, 


Würde sich die Deutsche Regierung entsohliefBen, die u 
kosten auf RM 10 Mio täglich entsprechend dem französischen hemcran. 


7% 
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n ric 


dum zu ermäßigen, wodurch Deutschland neben anderen Vo | 
Miglichkeit hätte, kriegswichtige Beteiligungen und Wervpap? 
in Hóhe von Ru Kio monatlich mit Besatzungekos tenge Laern 
reich zu erwerben, so würde sich das gurgeit noch vornanderic 
sche Gutgaben auf dem Bepatzungskostenkonto VOR rund IM 

wie folgt auflösen: 


- 


in 


a) zuviel geleistete Abschlagssahlungen vom 11.Mai 
1941 bis 31. Desember 1941 


b) Abdeckung des Clearingsaldos vom 11, Mai 1941 bis 
51. Dezember 194] 
Transfer von Wertpapieren und Beteiligungen vos 
Ll. Juli 1941 bis 31. Dezember 1941 
Fest übernommene Verpflichtungen gegenüber Prenkreioh: 


l. Deckung des Kriegerisikoe auf die deutschen Ver 
lagerungsaufträge (3 % auf 3 Jahre gerechnet) 

2, Einlösung der Requisitionsscheine (nach Schätzung 
des Intendanten beim Militärbefehlshaber) 

3. Deokung der Besatzungsschäden 

Zuschußbedarf für die Truppe (Differenz zwischen 

RM 14 und 10 Mio täglich) für die Monate Januar 

bis Mürz 1942, de sich die Ersparnismaßnahmen nioht 

früher auswirken können 


Der alsdann verbleibende Betrag von 


kann zur weiteren Abdeokung der deutschen Warenverschuldung aus dem 
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Unterzeichnung unmittelbar bevorsteht. 
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Y. Erwerb v 


Die Besatzungskos tenneurege lung sah einen Transfer von Wert. 
papieren und Beteiligungen nach Deutsohlend in Höhe von RM 30 Mic 
monatlich vor. Diese Iransfermügliohkeit konnte jedoch, da die Re 
satzungskostenneuregelung Disher nicht die Zustimmung der Rei: 
gierung fand, nicht ausgeschöpft werden. 

Dennoch gelang es, nach langwierigen, oft sehr sc! 
Verhandlungen die Zustimmung der Französischen Regierun 
führung wiohtiger We ieutschen Besitz zu erhalte: 
sich hierbei im einzelnen un folgende Transaktionen: 

l. Norsk~Hydro-Elektrigek-Kwaelecte 

a) 75 000 Stück Aktien 

b) bis zu 300 000 Stick Bezugsrechte 
2. die Aktien bezw, gesamten Aktiven folgender Pirr. 

ea) Huta Bankowa, Dombrowa 

b) Frans .-Ital.aA l weer Kohlengruber ! 
o) Sosnowitzer Röhre | Elser erke ) 
d) Sosnowitzer Berewerk Hutten-A.G. 
Steinhagen & Saenger å Stick 
Dillinger Hit 
a) Sicherung des 

RM 4 200 000 
db). Erwerb von ff 
Aero-Bank S.A. X 
L'industrio Elect 


Beteiligung von 
schaften an 3 frar 
schaf ten 


Die Norsk-Hyd 
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schen Mehrheit be 
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Firmen können sofort unter Zahlung im 


Aero-Bank, die zur Finanzierung 


- 


“r deutscher Auftrage av ien ,eugbau-Programm gegründet wurde, 


t . ya) td ws . - 
konnte, ihre Arbeit ungehindert erst eufnehmen, als die Französische 
Regierun i — ee Mi — — 

6 rung die zunächst oh hre ienmigung vorgenommene Kapital- 
einzahlung aus Sesatzungskostenmitteln als ordfingsmäßig anerkanntes 
-e "etelligung an L'Industrie Electrique, auf welche die Luftwaffe 


esonderen Wert legte 4111 ia» zahlenmäßig nicht besonders ins 


Gewicht sam, weil die Frenzósische Regie- 

der Schaffung einer deutschen Mehrheit 

an einer rein französischen Firma zustimmte. Die eiligung der 

" --— Versiche rungsgesellschaften an französischen Firmen des 
wichen Geschäftszweiges legte auf besonderen Wunach des Reichs- 

wirtschaftsministeriums und wird den bisher starken englischen Ein- 

flug im französischen Versicherungsgewerbe zu Gunsten Deutschlands 

Zurückdrünge: JU zwei weitere Versicherungsgesellschaften ist 

eine deutsche Beteiligung vorgesehen. 

Zum Erwerb der vorstehenden Beteiligungen wurden zwe} Wege be- 
'onritten: 

a) Die Inzahlunggabe französischer Auslandsanleihen, die in Hole 
land und Belgien mit Zustimmung der dortigen deutschen Stellen er- 
worben wurden, 

Dieses Verfal n findet naturgemäß seine Grenze in dem relativ 
geringen Umfange der zur Verfügung stehenden französischen Auslands- 
werte, wenn auch der Kreis dieser Papiere erweitert werden konnte, 

Von den bei diesen Käufen entstandenen Kurszewinnen wurden auf 
Veranlassung des Vierjahresplanes und im Einverständnis mit dem 


Reichsfinanzuinisterium RM 3 Mio zur Verbilligung der im ersten 


d 


Colombia-Ol-Aktien verwendet. 


ur 


hege der deutsck-französischen Verrechnungs- 


bjahr 1941 erworbenen 


regelung oder aus Besatzungskostenmitteln unter der Voraussetzung 
einer späteren rückwirkenden Anrechnung euf den in der Besatzungs- 
kostenneuregelung: vorgesehenen Werttransfer, 

Von dieser Vorgriffsmöglichkeit wurde insgesamt in Höhe von 
BM 55 Mio Gebrauch gemacht, womit der vorgesehehe Transfer für etwa 
5 Wochen in Anspruch genommen sein würde, 

Insgesamt sird durch, die Verhandlungen der Delegation bisher 
Beteiligungen und Wertpapiere in folgender Höhe in deutschen Besitz 


überführt worden: 
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Der Gesamtbetrag des dbestandee der Bank von Frankreich ist 
Waffenst standüsvertrages unver ändert geblieben, 
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Privatbanken angeschafft und mit diesen Beträgen im September 1941 
'ormmell das Gold gekauft, Sobald die im französischen Besitz be- 
'indlichen Zinsscheine von Bulgarien eingelöst sind, wird das Gold- 
fepot auf den Währungsausgleichsfonds zurückübertragen werden. 

Über das holländische Golddepot ist unter Ziffer 5 näher be- 
ichtet. 

Bei den übrigen Golddepots für fremde Rechnung sind keine 
leründerungen eingetreten, 


‚Besondere Golddepots Belgiens und Polens. 
Anzahl der versiegelten Kisten 
22.6,40 2 „40 1 „al | 
6S Nationalbank 


Dakar 4944 4344 
Kayes md 

Algier 

Marseille 


Polski 
Dakar - = 
Kayes - 1208 1208 


Die Verminderung des belgischen Goldes von 4944 Kisten am 

5, Juli 1940 auf 2951 Kisten am 30. November 1341 entspricht einer 

rhöhung des bei der Reichsbank in Berlin lagernden Depots um 2015 

SERLE 

). Belgisches Gold 

Die Übernahme des Golddepots der Nationalbank von Belgien durch 

lie Deutsche Reichsbank ist im Berichtshalbjshr weiter fortgeschrit- 

en. Nachdem rund 60 t = 1292 Kisten im ersten Halbjahr 1941 nach 

berlin gebracht worden waren, wurden die restlichen rund 160 t = 

5652 Kisten im Laufe des Sommers 1941 von Kayes durch die Sahara 

ach ier ohne Sohaden geschafft. Der Weitertransport mit Flugzeu- 

yen a Marseille verzögerte sich zunächst, da die hierfür bereit- 

testeliten Maschinen in Syrien so stark gelitten hatten, daß von 8 

Plugzeugen.trotz gründlicher Überholung nur 3 Maschinen einsetzbar 

aren. Der Zustand dieser Mechinen ließ auch darn nur Flüge bei | 

mtem Wetter zu. Von Mitte September 1941 bis zum 31. Januar 1942 

orden insgesamt weitere 1418 Kisten mit einem Bruttogewicht von 

und 70 t im Werte von rund RM 170 Mio nach Marseille gebracht und 

lurch die Deutsche Reichsbank in 8 Transporten nach Berlin überführt, 
Insge samt 
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Insgesamt sind damit 2710 Kisten im Gewicht yon rd,130 t und 
im Werte von rund RM 330 Mio bei der Reichsbank eingetroffen, Auf 
Drängen der Delegation hat die Pranzösische Abordnung mit Note vom 
25. Dezember 1941 erklärt, daß für die Zukunft die wichentlichen 
Transporte von Algier nach Marseille auf etwa 7 -~ 8 t erhöht würden. 
Derüber hinaus sind Besprechungen über einen zusätzlichen Binsats 
von Maschinen im "age der Terehsrterung duroh die "Air France" auf- 
genommen worden, 

Die Französische Abordnung hat am 30, Oktober 1941 eine Note 
über die Kosten der Goldtransporte überreicht, die für den Transport 
von Prankreich nach Dekar auf rd. ffrs 6 Mio und für den Rücktrans- 
port von Dakar über Kayes nach Marseille auf rd. ffre 41 Mio sustig- 
licher gewisser Naturalleistungen für Treibstoff veranschlagt wer- 
den, Die Kosten, die etwa 4 -5go des Wertes bis Marseille besw. 7 % 
bis Berlin ausmachen, bewegen sich in vertretbaren Grenzen, wenn 
man die Gefahrenmomente und die mannigfachen technischen Schwierig- 
keiten des kücktransportes berücksichtigt. 

Die in New York von geflüchteten belgischen Staatsangehörigen 
erhobene Ylage gegen die Bank von Frankreich auf Schadenseraats wegen 
der Herausgabe des Goldes dauert an, Die Bank von Frankreich hat 
zunächst formelle Einwendungen gegen die Zustindizkeit dea Gerichte 
erhoben, die jedoch zurückgewiesen wurden, so daß demnächst mit dem 
Sintritt in die materiellen Prozeßverhandlungen gerechnet werden 
muß, Die Bank von Frankreich wird hierbei den Standpunkt vertreten, 
daß sie sich noch immer der Nationalbank von Belgien gegenüber als 
für das Depot verantwortlich betraohtet. Im übrigen wil! die Bank 
sioh nochmals ausdrücklich bereit erklären, in New York eine Garan- 
tiesumme zu Gunsten desjenigen su hinterlegen, der die Nationalbank 
von Belgien im geeigneten Augenbliok vertreten könnte. 


5. Luxemburgisches Gold. 


In der Frage der Auslieferung des luxemburgischen Goldes hat ein 
mehrfacher Briefwechsel zwischen der Bank von Frankreich und der 
Nationalbank von Belgien stattgefunden, Mit Schreiben vom 3, Dezember 
1941 hat der Kommissar bei der Nationalbank von Belgien mitgeteilt, 


daß die Frage der Auslieferung des-Goldes der Sparkasse in Luxemburg 


(im Gegenwert von rd.RM 12 Mio) ih edigung nach Überführung 


e lgiaohen lem 
des gesamten belgischen Cem das luxemburgische 


Gold enthalten ist, fina 
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4. Polnisches Gold 


Es ist beabsichtigt, der Pranzösischen Regierung den deutschen 
Rechtsstandpunkt zur Frage der Auslieferung des polnischen Goldes 
ausführlich darzulegen und damit gleichzeitig einen offiziellen 
Antrag der Bank Polski auf Auslieferung des Depots zu übergeben, 
Hierbei muß folgender inzwischen eingetretener, neuer Tatbestand 
berücksichtigt werden: 

Im September 1941 haben geflüchtete Direktoren der Bank Poleki 
in New York bei der Federal heserve Bank franzósischen Gold im Werte 
von $ 64 Mio im Wege einstweiliger Verfügung beschlagnahmen lassen, 
Der Antrag der ehemaligen Vertreter der Bank Polski gründet eich 
a ich darauf, daß die Französische Regierung das polnische Gold 
unbereohtigterweise an deutsche Behörden ausgeliefert habe. Die 
Bank von Frankreich hat in dieser Angelegenheit den neuen Reghts- 
standpunkt eingenommen, daß zwischen ihr und der Bank Polski gar 
kein Depotvertrag bestanden habe, da sie der Bank Polski bis zum 
Juni 1940 ledigiich Räume zur Verfügung gestellt habe, die aus- 
schließlich unter polnischem Verschluß standen. Alsdann sei das 
Gold von der TPranzósischen Regierung ohne Beteiligung der Bank 
won Frankreich nach Dakar verbracht und von der Regierung dort 
bezw. in Kayes in Verwahrung genommen worden. Die Bank Polski kónne 
aomit Ansprüche nicht gegen die Bank von Frankreich, sondern nur 
gegen die Französische Regierung geltendmachen, díe jedoch in den 
Vereinigten Staaten nicht verklagt werden kann. 

5. Holländisches Gold 

Der Wührungsausgleichsionds schuldete der Niederiändischen 
Bank aus Goldverkäufen, die vor dem 22. Juni 1940 abgeschlossen 
waren, 249,4239 kg.Gold, welche an sich in New York zu liefern 
waren, Auf Veranlassung der Delegation hat der Gouverneur der Nie- 
wo wem Bank am 26. November 1941 den Gouverneur der Bank 
von Frankreioh ersuoht, dieses Gold in Holland zur Verfügung zu 
stellen. Das Sohreiben wurde der Französischen Abordnung am 2. 
Dezember 1941 zur weiteren Ver&nlassung übergeben, 


s 


6. Französisches Gold in Martinique 


Die Amerikanische Regierung hat der Franzisischen Regierung 
im Dezember 1941 auf Anfrage bestätigt, daß die zwischen Admiral 
Robert, dem Oberkommissar für die französischen Besitzungen im 
Karibischen Meer, 


und der Amerikanischen Regierung im November 1940 


getroffene 
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getroffene Vereinbarung, wonach Amerika die Versorgung von Marti- 
nique gegen Bezahlung aus dem Dollarguthaben des Wührungsausgleiohs- 
fonds zusagte und Frankreich sich verpflichtete, die amerikanischen 
Behörden vor einem etwaigen Abtransport des französischen Goldes zu 
benachrichtigen, aufrechterhalten bleibt, 

7+ Ro chit der Währ reserven ic 


ne € k 
frei beschränkt insge- 
—— Xerfügbar —  — —  — 


ve gant 
1. Gold der Bank von Frankreich 
und des Währungsausgleichsfonds 2 000 ^ 3 640 5 640 
2. Devisen der Bank von Prankreich 
und des Währungsausgle ichsfonds 1 030 


3. Clearingguthaben in Deutschland - 1 000 1 000 
2 030 5 640 7 670 
Hingu kommen private Devisenguthaben, die fiir Endo August 
19359 vom Statistischen Reichsamt auf rund RM 12,8 Mia geschätzt 
wurden und sioh wie folgt verteilen: 


USA und Kanada 

Ibero-Amerika 

Afrika und Asien (einsch] ‚Französische Kolonien) 
Europa 
sonstige Länder 

Fluohtkapitalien 


Neuere Unterlagen stehen hierzu nur beschränkt zur Verfügung 
Sc belaufen sich die im besetzten Gebiet Prankreichs von Devisen- 
schutzkommando beschlagnahmten Wertpapiere auf etwa RN 1,5 - 2 Mia, 
wobei es sich meistens um englische und amerikanische Werte han- 
delt, die zurzeit nicht oder nur schwer verwertbar sind. Die Be- 
stände an Wertpapieren im unbesetzten Gebiet sind unbekannt, Von 
den sonstigen Forderungen entfallen auf Polen, soweit sie von 
State gegeben oder garantiert sind, etwa RM 115 Mio, ferner 
RE 140 Bio auf Deutschland aus Dawes-, Young- und österreichlachen 
Bundesanleihen, und außerdem sind bereite für. etwa RM 200 Mio 
ausländische Wertpapiere von Deutschland in Frankreich aufgekauft 


7 tt S “Lae aaiye P x : J 
worden, Unter Berücksichtigung di: er rund RM 2 1/2 Mia verbleiben 


ge genüber der Schätzung des Statietischen Reichsamts nooh ı und 
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Die Devisenverpflichtungen Frankreichs sind demgegentüber 
HuBerst gering. Die öffentlichen Schulden aus Anleihen können auf 
RM 50 - 100 Mio geschätzt werden. Der Passivsaldo der Handelsbilanz 
mit devisenfreien Lándern ist auf rand RM 20 Mio jührlioh zu veran- 
schlagen. AuBerdem ist ein Teil der Besatzungskostenguthaben, der 
zur Tilgung der Leistungen aus Deutschland an die Besatzungstruppen 
transferiert werden muß, als Devisenverpflichtung zu bewerten, Dié 
privaten Auslandsverpfliohtungen sind unbekannt, äürften aber nicht 
erheblich sein, 


Es ergibt sich mithin, daß die Französische Regierung trotz 
des viel größeren französischen Auslandsvermigens im wesentlichen 
nur über die in Afrika lagernden Goldbestände im Gegenwert von 

®: RM 2 Mia frei verfügen kann, 


Vi. pevsgen-. hr 
l. Französische devisenwirtschaftliche MaBnahmen. 

Die Aufgaben der Waffenstillstands-Delegation zur Überwachung 
der französischen devisenwirtschaftlichen Anordnungen unter beson- 
derer Beriicksichtigung der deutschen Interessen sind seit, dem 20. 
Mai 1941, an dem der Deutsche Devisenkommissar seine Tätigkeit 
aufgenommen hat, auf diesen übergegangen. Er hat Maßnahmen grundsätz 
licher Art, insbesondere spweit Fragen von außenpolitischer Bedeu- 
tung zu behandeln waren, in enger Fühlungnahme mit der Delegation 
getroffen, 

2. Französische Werte im Ausland, 

Aus einer von der Pranzösischen Abordnung übergebenen Aufstel-- 
lung über die Veränderung der französischen Auslandsguthaben in 
der Zeit vom 15, März bis zum 30. November 1941 ergibt sich eine 
Verminderung des Dollarguthabens des französischen Stabilisierungs- 

onds um USA g 35 Millionen auf USA 3 195 Millionen. Von diesem Be- 
trag sind g 16 Millionen auf ein Spezialkonto überwiesen worden, 
das zur Bezahlung amerikanischer Lieferungen für Nordafrika errich- 
tet worden ist, und von dem J 15,6 Millionen bereits verbraucht 
sind. Der Restbetrag ist in Höhe von d 14,2 Millionen zur Bedie- 


fiir Zwecke der diplomatischen Vertretungen, verwendet worden. 
hus der Aufstellung der Devisenbestünde interessiert noch 


ein 





ein bei der Royal Bank of Canada in New York unterhaltenes, blok- 
kiertes Guthaben der Französischen Regierung in Höhe von USA g 

157 Millionen. Das Konto erklärt sich daraus, daß die.Französische 
Regierung noch vor dem Waffenstillstand die nach Amerika vergebenen 
Riistungsauftrage an England abtrat und hieraus Ansprüche auf Zah- 
lung von $ 20 Millionen für bereits bezahltes Material und p 216 
Millionen fir geleistete Vorauszahlungen erwarb, In Höhe von g 

157 Millionen sind diese Forderungen der Französischen Regierung 
erfüllt, 

Von den Beständen des Stabilisierungsfonds an Bardevisen sind 
Dollarnoten im Werte von g 5,3 Millionen teils zur Zahlung der 
Passagekos ten fiir 6000 bis 8000 emigrierte Juden, teils zur Be- 
streitung der Kosten der diplomatischen Vertretungen in Südamerika 
verwendet worden. 


3. Verrechnungsregelungen. 
a) Deutsch-französische Verrechnunes* egelung, 

Die Überweisungen im Verrechnungsverkehr zwischen Deutschland 
und Frankreich sind gegenüber dem ersten Halbjahr stark ges'Negen, 
Vom l. Juli 1941] bis zum 51. zember 1941 ein“ hei der Deutschen 
Verrechnungskasse RM 796 Mis la Frankreich A" 
und RM 52 Millionen auf das Kont | B zusammen also 
RM 848 Millionen eingezahlt 

Demge gentiber sind im gleiohen Zeitraum von Konto "Frankreich 
A" des Offioe des Changes bei cer Deutachen Verrechnungskasse 
RM 306 Millionen und vom Konto "Prankreich Br RM 7 P Ilionen, Zü- 
sammen also RM 315 Millionen abverfügt worden. Die ‚ssamtverschul- 
dung gegenüber Frankreich aus dem Verrechnungsverke hr betrug au 
3]. Dezember 194] RM 812 Millionen. 

in Vergleich uit n Zahle le reten Halbjahr: 1941 ergibt 


eine Steigerung der Überweit n nach beiden Selten um 100 $, 
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Clearing eingezahlten Betrüge unbeschränkt zu bevorschussen, Die 
wachsende Clearingverschuldung Deutschlands *ührt mithin zu einer 
ständigen Erhöhung des Zahlungsmittelumlaxfs, und es steht zu er- 
warten,daß die Französische Regierung unter Hinweis auf diese in- 
flationistischen Auswirkungen des Verrechnungsverkehrs eines Tages 
die Vorschußleistungen einstellen und um eine entsprec he nde Ände- 
rung der Verrechnungsregelung nachsuchen wird. 

Die Abwicklung des deutsch-französischen Verrechnungsverkehrs 
wurde im vergangenen Jahr durch zu lange Überweisungsfristen, die 
mitunter bis zu zwei Monaten betrugen, stark behindert. Die Ver- 
zögerungen traten beim Uiriice des Changes aui, dem genügend einge- 

arbeitetes Personal fehlte. Durch die Entlassung einiger Angestell- 
ter des Office des Changes aus der Kriegsgefangenschaft und durch 
0 OUR in der Bearbeitung der Aufträge wurden die Vor- 

Ssetzungen für eine erhebliche Verkürzung der Überweisungsdauer 
geschaffen. Die Französische Abordnung und das Office des Changes 
warden hierbei laufend durch die Deutsche Delegation beraten und 
angehalten, für eine reibungslose Durchführung des Verrechnungs- 
verkehrs zu sorgen. Nach im Dezember 1941 getroffenen Feststellungen 
treten nunmehr in der laufenden Bearbeitung der Überweisungs- und 
Auszahlungsaufträge beim Office des Changes keine Störungen mehr 
ein. 


des Office 
des Changes bei der Deutschen Verrechnungskasse im vergangenen Halb- 
jahr geleisteten oben aufgeführten Überweisungen ist auch jer Ver- 
rechnungeverkehr Frankreich! nit Belgien und Holland mit folgenden 
Betrügen enthalten: 
Überweisungen 


von Frankreich nach nach Frankreich von 


22 Mio RM Holland 16 Mio RM 
©) Verrechnun sregelung mit Elsaß und Lothringen. 
Am 25. Oktober 1941 ist das Protokoll einer De utsch-Franzó- 


sischen Verrechhungsregelung über den Waren- und Zahlungsverkehr 


105 Mio EM Belgien 59 Mio KM 


betreffend Elsaß und Lothringen unterzeichnet worden. Der Unter- 
zeichnung waren langwierige Verhandlungen mit der Französischen 
Abordnung vcorausgezangen, die sich deshalb besonders schwierig 


gestalteten, wei! die Pranzósische Regierung jedes Präjudiz für 
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die Anerkennung der Einbeziehung von Eleaf und Lothringen in das 
heich vermeiden wollte. Sie mußte aber schließlich doch den tat- 
sächlichen Verhältnissen Rechnung tragen und im Abkommen selbst 
Formulierungen zugestehen, Ale eine mittelbare Anerkennung dey 
Loslösung Elsaß und Lothringens vom französischen Staatsgebiet 
enthält. So ist an zwei Stellen des Vertragstextes eine Gegenüber- 
stellung zwischen Elsaß und Lothringen einerseits und Frankreish 
andererseits festgelegt worden. Da das Abkommen vorsieht, daß der 
im Verrechnungsverkehr jeweils am Ende eines Kaleudervierteljahres 
entstehende Saldo auf die entsprechenden Konten der Deutsch-Fran- 
zösischen Verreohnungsregelung übertragen wird, ist auch materiel) 
die Einbeziehung in die Deutsch-franztsische Verrechnungere gelung 
erreicht worden. 

Die Verreohnungsregelung gestattet grundsützlioh die Zahlung 
aller Forderungen und Verpflichtungen, die nach dem 30. Juni 1940 
entstanden sind. Eine Ausnahme gilt für Überweisungen im Kapital- 
verkehr, die nur zulässig sind, wenn der Gegenwert nach dem 25, 
Oktober 1941 nach dem Schuldnerland verbracht worden ist. Die Rege 
lung der Erfüllung von S8ohuldverhültnissen, die vor dem 1. Juli 
1940 entstanden sind, bleibt den Verhandlungen über die vermSgeng- 
rechtliche Auseinandersetzung zwischen Elsaß und Lothringen einer- 
seits und Frankreich andererseits vorbehalten, Jedoch können auch 
jetzt schon im Rahmen der bereits getroffenen Verrechnungsre ge lung 
Zahlungen auf alte Schulden geleistet werden, sofern die beider- 
seits zuständigen Stellen damit einverstanden sind. 
d) Verrechnungsregelung mit Norwegen. 

Im Ansch]uß an die Verrechnungsregelung mit Belgien und Holland 
ist am 9.10.1941 die Norwegisch-Französische Verrechnungsre gelung 
unferzeiohnet worden. Sie ist als Anlage zur Deutsch-Französischen 
Verreohnungsregelung und in enger Anlehnung an deren Wortlaut 
abgeschlossen. Hierbei ist den deutschen Interessen in der Prage 
des Zentralolearings und der Kursrelation Reohnung getragen. Wie 
bei den früher vereinbarten Verrechnungsregelungen hat die Franzö- 
sische Abordnung bei Unterzeiohnung des Abkommens eine einseitige 
Erklärung der Französischen Regierung übergeben, die sich jedooh 
von den früheren Erklärungen dadurch unterscheidet, daß sie nicht 
mehr den alten Wunsch auf Änderung des Kureverhältnisses der 
Reichsmark zm Franken bei einer Neuordnung der deutsch-französi- 
schen Beziehungen enthält. Die Erklärung bringt lediglich den 


Vorbehalt 
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Vorbehalt, daß die französischen Exporteure durch Anlage 5 der 
Deutsch-Französischen Verreohnungsregelung nicht gehindert sein 
sollen, höhere Preise als die deutschen Vorkriegspreise, in Reichs- 
mark gestellt, in den Fällen zu verlangen, in denen die Erhöhung 


gerechtfertigt ist. 


VII. Vermógensauseinandersetzungen mit Frankreich 


reffend bisa und Lothringen. 

+ im Sommer 1941 den Auftrag, gewisse 
Vermögensfragen b reffend aß und Lothringen mit der Franzósi- 
achen Regieru "A Klärung zu bringen Gegenstand der Verhand- 
lungen, die am} Yetober begannen, war in erst inie die Frage 
der Überführung des Priva eiegentums von Aogewandcervyetn, Aus gewlese= 
nen und Innerfran: im El: ind Lothringen : itsche Hand. 
Regelung dieser Frage c" abgesenen n dem den Chefs der 
Zivilverwaltung it aA und Lothringen vom Führer erteilten Ein- 
deutschungsauftrag, schon aus kriegswirtschs 'tlichen Gründen immer 
üringlicher geworden, Außsrdem gehörten zu cem Verhandlungskomplex 

Regelung von Forderungen und Verpflichtungen aus 

ag sowie die noch nicht 
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die eine schleunige Regelung erheischen, und die daher nicht big 
zum Friedensvertrag mit Frankreich zurückgestellt werden können, 
Der Plan der Reichsregierung ging zunächst dahin, mit den Fran- 
zosen die Verrechnung der Gegenwerte des in deutsche Hand zu über- 
führenden französischen Privateigentums auf einem besonders einzu- 
richtenien Verrechnungskonto zu vereinbaren, wobei man deutscher- 
seit auch über die Festlegung von Richtlinien für die Bewertung, 
der zu übernehmenden Öbjekte (Fabriken, Geschäfte, Grundstüoke usw.) 
eine Vereinbarung zu treffen bereit war. Außerdem sollten auf dem 
gleichen Verrechnungskonto die beiderseitigen Forderungen aus dem 
allgemeinen Wirtschaftsverkehr, soweit sie vor dem Waffenstillstand 
entstanden sind, sowie die Forderungen aus den oben erwähnten Son- 
rfragen beiderseits zur Regelung kommen. Der Ausgleich des auf 
Mi Verrechnungskonto zu erwartenden Saldos, der bei dem sehr er- 
heblichen Wert des französischen Eigentums im Elsaß und in Lothrin- 
gen auf deutscher Seite stark passiv sein mußte, war so geplant, 
daß später eine Aufrechnung mit einer politischen Forderung Deutsoh- 
lantis gegen Frankreich, insbesondere auf dem Gebiete der Wieder- 
gutmaohung, erfolgen sollte, 


r 


Dieser ursprüngliche deutsche Plan war, wie sich bald heraus- 
stellte, nicht in vollem Umfang zu verwirklichen, Die Französische 
Abordnung ging überhaupt nur mit größtem Widerstreben an die Mate- 
rie heran; denn sie erbliokte einmal in jeder Vereinbarung über 
bestehende französische Privatrechte auf der deutscherseits vor- 
geschlagenen Grundlage politisch eine Vorwegnahme der staatsrecht- 
lich noch nioht vollzogenen Abtretung des Gebietes an Deutschland, 
zu der die Französische Regierung nicht bereit war, und außerdem 
hielt sie das ganze deutsche Vorgehen im Elsaß und in Lothringen 
(Einsetzung deutscher Verwaltungsbehörden, Einführung des deutschen 
Währungssystems, Ausweisung französisch eingestellter Einwohner, 

; m kommissarischer Verwalter usw.) nach dem Waffenstill~ 
etandsver#rag für unzulässig. Die Franzosen hielten in der Eigen- 
tumsfrage an ihrer negativen Haltu ich im weiteren Verlauf der 
Verhandlungen restlos fest, was daz führte, daß dieser Punkt im 
November vollstündig aus den Verhandlungen ausgeschaltet wurde. 
Dabei wurde den Frarzosen mitgeteilt, daß die deutschen Behörden 
mit Rücksicht auf dringende wirtschaftliche Notwendigkeiten, be- 


sonders kriegswirteschaftlicher Art ont mehr länger mit der 
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von den unter a und b erwähnten Forderungen auch die 
seither in Frankreich blockierten Wertpapiere frei, 
In beiden Richtungen werden Forderungen aus Privatver— 
trügen zur Verrechnung zugelassen, bei denen eine 6f+ 
fentliche Stelle Schuldner ist. Sonstige Forderungen 
gegeniiber Sffentlichen Stellen einschließlich derjenigen 
aus einem öffentlich-rechtliohen Grunde (Requieitionen, 
Entlassungsprämien und dergl.) werden uneingegch:ank* 
nur zugelass?n, soweit französische Stellen die Beträge 
an Personen im Elsaß und in Jothringen schulden, gegen- 
über elsässischen und lothringischen öffentlich-recht- 
lichen Körperschaften sind dagegen außer den Forderungen 
aus privatrechtliohen Verträgen nur Forderungen von 
Personen in Frankreich aus anderen privatrechtlichen 
Verhältnissen (z.B. Schadensersatzansprüchen aus uner- 
laubten Handlungen) zugelassen; 
Forderungen der doy tgchen GroBbanken, die Filialen fran- 
oösischer Bankinduetrte im Blea’ und in Lothringen über- 
nommen haben (Deutsche Bank, Dresdner Bank, Commerzbank) 
auf Auszahlung des Saldos, der sich zu ihren Gunsten aus 
den Übernahmeverträgen ergibt. 
ein Notenwechsel über die Regelung der Binlagen bei elsäs- 
sischen und lothringischen Sparkassen, die ihre Deckungsmit- 
tel und Reserven zum größten Teil in Paris, hauptsächlich 
bei der Staatsdepositenkesse (Caisse des Dépôts et Con- 
signations), angelegt hatten. Von französischer Seite wird 
an die Sparkassen im Elsab und in Lothringen ein Betrag von 
etwa 530 Millionen ffrs für die Abwicklung von Einlagen 
der im Elsaß und in Lothringen befindlichen Sparer überwier 
sen, während die Staatsdepos.tenkasee aus den bei ihr ver- 
bliebenen Mitteln der Sparkassen die Einlagen der in In- 
nerfrankreich befindlichen Sparer (Abgewanderte und Ausge- 
wiesene) in Höhe von schätzunzsweise 230 Millionen ffrs 
regelt. Über den nach Abwicklung dieses Verfahrens in Frank- 
reich verbleibenden Rest von schátzungsweise 250 bis 240 
Milli-nen ffrs wird eine spätere Verhandlung in Aussicht 


genommen; 
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Notenwechsel über die künftige Weiterbehandlung in den 
Verhandlungen noch nioht zur Regelung gelangten Fragen, 
námlioh der Verfügungsbefugnis der kommissarisohen Verwalter 
über Vermógenswerte der von ihnen verwalteten Betriebe in 
Innerfrankreich, der Rückverlegung von Sitzen juristischer 
Personen, die wegen des Krieges einen Ausweichsitz in 
Innerfrankreich genommen hatten, sowie der noch nicht erle- 
ligten Fälle der Riickfiihrung evakuierter Vermögenswerte. 
Bezüglich dieser Fragen sind in der Note weitere Verhand- 
lungen durch die beiden Delegationen und außerdem unmittel- 
bare Regelungen zwischen den Beteiligten /d.h,den kom- 


A ein 


kissarischen Verwaltern und den abgewanderten Eigontümern 
bezw. Verwaltungsräten) vorgesehen; falls sich aus solchen 
Regelungen Zahlungsverpfli>htungen ergeben, sollen sie eben- 
falls über das Verrechnungsverfahren geleitet werden; 

ein Notenweohsel tiber den Sonderfall der Aktiengesellschaft 
Dollfus-Mieg in Mülhausen, die nach dem .Waffenstillstands- 
vertrag ihren Sitz in das unbesetzte Gebiet Frankreichs 
verlegt hat und die dort einen Bestand von 800 kg Bold hat. 
In dem Notenwechsel wird vereinbart, daß der Fall demnächst 
zur Verhandlung gelangen soll und daß während dieser Vere 
handlung von französischer Seite das Gold nicht an einen an- 
deren Ort verbracht wird, 

Duroh die Vereinbarungen, die mit der Unterzeichnung in 
Kraft treten sollen, sind erhebliche, für das Wirtachafis- 
leben im Eleaß und in Lothringen wichtige Zahlungen in der 
Richtung von Frankreich nach Elsaß und Lothringen sicherge- 
stellt, während die Zahlungen in der Riohtung von Elsaß und 
Lothringen 'nach Frankreich infolge der starken Dentralisie- 
rung der Kapitalien in Paris aller Voraussicht nach erheblich 
weniger umfangreich sein werden. Außer den bereit» erwähnten 
groBen Posten bei den Sparkassen und den Banken sowie den Ad- 
ministrativfordervneen »ind an Zahlungen zu Gunsten von Elsaf 
and Lothringen namentlich noch die Mittel der Genoseenschaften 
zu erwähnen, die allein Anlagen im Werte von etwa 550 Millio- 
nen ffrs im Inneren Frankreichs hatten. Der Ausgleich des 
hierdurch zu erwartenden starken Aktivsaldos zu Gunsten des 
Elsaß und Lothringens wird über das allgemeine deutsch- 
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— Verrechnungskonto erfolgen, da dae Verrechnungsab- 
— für Elsaß und Lothringen vom 25. Oktober 1941 vorsient, 
aß die Salden vierteljährlich in das deutsch-franzósche Ver- 


rechnungskonto übergeführt werden. 
en über die privaten Ver- 


Für März 1942 sind Verhandlung 
sicherungsgesellschaften im Elsaß und in Lothringen, die Über- 


tillhaltekommissars 
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exponiertelh _ auf spanischen Hoheitsgebiet gelegenen ~ franzbsischem 
Zollamt Canfrane zu ermöglichen, wurde von der Delegation eine ent- 
sprechende Vereinbarung zwischen der Französischen und Apaniechen 
Regierung herbeigeführt. r 

Statt des vereinbarten, höchstzulässigen Binsatzes von 200 Zoll- 
grengschutgbesmten sind wegen des verhältnismäßig geringen Faren- 
und Devisenverkebre and infolge Personalmangels "x 
nur rd. 75 Beamte. gum Einsatz gekommen, deren Zahl sich bis zum Ende 
dee Berichtdäbschnitts auf rè- 60 Beamte (devon tå. 30 Prüfer) vermin- 
dert hat. Die endgültige Organisation ist in Laufe des letsten Halb 
Jahres 50 getroffen worden, daß von den aufgestellten drei Übe rwach 
ungsabteilungen je eine Abteilung ihren Sitz in Marseille, Perpignen 
& Annemasse genommen hat. AuSerdem ist aus Yerkehrstechnigchen Grin 

n eine Überwachungegruppe nach Pau verlegt worden, um den dortigen 
Abschnitt der franzóbisgph-bpanischen Grenze su überwachen. In der ge~ 
samten Berichtszeit haben die Überwachungsbeanten regelmäßig die ge- 
samten Grenzebechnitte bereist und Prüfungen der dort vorhandenen 
Zolletellem - mit Ausnahme der französisch-italienischen Grenze, wo 
im Hinblick euf die Kontrolle des Waren- und Devisenverkehrs durch 
den italienischen Zolldienst nur eine Fühlungnahme mit den Iranzösk- 
echen und italienischen Zolldienststellen stattgefunden hat - vorge- 
nommen. Um den Postverkehr zu erfassen, wurden/Prüfüngen der Post- 
sollstellen (centres de contrôle dowanier principaux und secondairep) 
vorgenommen. Die Prüfungen wurden möglichst verschieden gestaltet, um 
von vornherein eine Anpassung der französischen Beamten an die dout- 
sche Prüfungspraxis zu vermeiden. An einer der von der Kowma näostelle 
des Zollgrenzschutzes veranstalteten Inspektionsreise zu den Uber- 
wachungsbeamten und den Zolistellen in den Kittelnmeerhäfen und an der 
schweizerischen Grenze nahm neben einem Vertreter des Deutschen Devi- 

enkoumissars such der zuständige Referent der Delegation teil. 

Auf Grund der praktischen Erfahrungen und der eingehenden Durch- 
Arbeitung des zur Verfügung gestellten einschlägigen Rüstzeugs der 
französischen Gesstzesbestimmungen uni Verwaltungsvorschriften ist 
es den Überwschungsbeaaten gelungen, sich schnell und sicher in gas 


französische Zöllwesen einzuarbeiten und eine g&chgemáBe unc wire 
kunugsevo!lle Prüfungstätigkeit zu entfalten. 

Die Prüfungen der Überwachungsbeauten erstreckten sich in erster 
Linie auf die Einhaltung der französischen Ausfuhrverbote, der Devi- 
senbestimmungen, der Handels- und Zahlungcvorbote mit aen Feindge- 
bieten sowie hinsichtlich des Verkehre Schweiz-Frankreich auf die 
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Einhaltung der französischen Geleitscheinbestinmungen. 

Da die Überwachung der französischen Zollstellen vereinbarungs- 
gewäß nur eine nichtständige ist, haben die Überwachungsbeauten nur 
die Befugnis zur stichproberweisen Kontrolle, und die Waren- und De- 
virenbewegungen im Zeitraum zwischen zwei Prüfungen können nur an 
Hand der Zollpapiere überwacht werden. Immerhin ist die Überwachung 
an dem besondesw wichtigen Grenzabschnitt gegenüber der Schweiz durch 
Verstärkung der Überwachungsabteilungen Annemasse 50 ausgebaut wor- 
den, daß die Hauptübergänge für den Eisenbahn- und LandstrsBenverkehr, 
das Eisenbahnzollamt Annemasse-Bahnhof und die Landstraßenzollänter 
Moellesulaz und Saint-Julien nahezu ständig überwacht sind. 

Palle von unerlaubtem Waren- und Devisenyerkehr sind bisher bei 

von den deutschen t'berwachungsorganen vqrgenoumenen Kontrollen 
nur in geringem Umfange festgestellt worden. Bei den Ilostzoliümtern 
(centres de eontröle douanier) in Annemasse und Lyon wurden mehr- 
fach Verstöße von schweizerischen Firmen gegen die französischen Ge- 
leitscheinbestimmungen und gegen den schweizerischen Bundesratsbe- 
schluß Nr. 3 vom 14. Juni 1941 über das Verbot der Ausfuhr von Waren 
mit der Briefpost festgestellt. Bine gleiche Festetellung wurde in 
einem Einzelfall bei dem Fostzollamt Marseille gemacht. Während die 
geleitscheinpflichtigen Waren beschlagnahmt wurden, sind die fest- 
gestellten 7uwiderLandlungen gegen das schweizerische Ausfuhrverbot 
jen zuständigen deutschen Resierungsstellen zwecks Vorstellungen 
nei der Schweizerischen Regierung unterbreitet worden. Im übrigen 
wurde festgestellt, daß trotz der im deutsch-schweizerischen Handels- 
vertrag vom 18. Juli 1941 getroffenen Abrede über ein Verbot des 
rersonenfernverkehrs aus der Schweiz über die Grenze zus undesetzten 
erankreich (über die Departements Hochsavoyen und Savoyen hinauB), 
hei deren Durchführung mitzuwirken die Franzósische Regierung aller- 
dings abgelehnt hat (vgl. nachstehend unter "Französische Zoll- und 

enhandelrgesetzgebung" Ziff, 6), zahlreiche Reisende Über diese 
Grenze nach dem übrigen unbesetzten Frankreich und nach dritten 
Ländern suscereist sind 

Wenn such, ie erwähnt, bei den Kontrollen bisher Fälle von un- 
erl]laubtem Waren- und Devi enverkehr in srofem Umfange nicht festge- 
stellt worden sind. so konnten doch in vielen Füllen kleinere Un- 
stinnigkeiten Verstöße gegen die Verfahbrensvorschriften ermittelt 
werden. Ganz allgemein kann gesagt werden, daB bis zum Eintreffen der 
deutschen Bea ‚ei vielen Zolletellen dfe Warenauefuhr- und Devi- 


senvestinaurgen 
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Devisenbestimmungen von den französischen Begmten nachlässig gehand- 
habt wurden und auch andere Bestimmungen, die für eine sorgfältige 
Kontrolle des Waren- und Devisenverkehrs nötig sind, keine besondere 
Beachtung geschenkt wurde. Mit dem Eintreffen der deutschen Über- 
wachungsbeamten haben eich die Verhältnisse erheblich geündert. Die 
französischen Bestimmungen werden seither viel korrekter angewandt. 

Die Überwachungsabteilungen haben enge Fühlungnahme zu den Kon- 
tro llkommissionen und -delegationen der Deutschen Waffenstilistands- 
koamiseion im unbesetzten Gebist gehalten. Wichtige Wahrnehmungen, 
besonders auf dem Gebiet der Überwachung der Ein-, Aus- und Durch=- 
fuhr ven Krisgsgerät und bestimmten chemischen Stoffen, wurden ausge- 
tauscht. Auf diese Weise war es möglich, durch beiderseitige Anre= 
gung weiteres Material für die Ausübung der gesamten Prüfungstätig- 
keit zu erhalten. 


Im engen Einvernehmen mit der Kommandostelle des Zellgrenz- 
schutzee Frankreich war die Delegation ständig bemüht, in der Praxis 
auftretende Zweifelsfragen zu klären, atwaige Schwierigkeiten zu 
beseitigen und etwa vorhandene Lücken zu schließen. Dabei wurden die 
deutschen Überwachungsorgane über ihre sich aus dem Notenwechsel vom 
17. Mai 1941 und dessen 


iterrichtet, deren 


Entstehungsgeschichte ergebenden Befugnisse 


zelfällen anläßlich einiger weniger 


sischer Vorstellungen noch be 
Bezüglich dex 


gende Fragen 


sonders klargestellt wurden. 


Schwierigkeiten und Lücken standen 


Überwachung des französischen Zollaufsichtsdienates. 


Nach den deutscherseits vor Abschluß des Notenwechsels von 


17. Mai 1941 abgegebenen Erklärungen erstreckt sich die deutsche 
Überwschung grundsätzlich nur auf den französischen Zollabfertigungs- 
), nicht dagegen auf den Zollaufsichtes- 

dienst (die Bewachung der "grünen Grenze"), Da sich 


erst (im weitesten Sinne 


Jedoch in letzter 
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insbesondere an der ftranzésisch-schweizerischen Grenze 
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franzteisch-schueizerischen Grenze der Bindruck, daß daraufhin eine 


verschärfte Aufsicht durch den französischen Grenzaufsichtsdienst 


ausgeübt wird. 


Daneben sind die deutschen Überwachungsabteilungen, insbesonde- 


re die für die Grenze zur Schweiz zuständige Überwachungssbteilung 


in Annemasse, um Beobachtun; Tide 
schenZollaufsichtebeamten vorsätzlich 
oder Devisenschmuggel Vorschu! 
stellungen gemacht werder 
Regierung ansprechen, 
gésischen Zolldienstes an dez 
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c) Kontrolle der Transitbriefpost aus der Schweiz. 


Obwohl die geltenden französischen Bestimmungen über die Geleit- 
scheinpflichtigkeit gewisser Waren schweizerischen Ursprungs oder 
schweizerischer Herkunft keine Ausnahme für den Warentransit mit der 
Briefpost vorsehen, sondern im Gegenteil die Postsollstellen auch zu 
einer Kontrolle der schweizerischen Transitbriefpost auf das Vorhan- 
densein von geleitscheinpflichtigen Waren anweisen, verweigerten die 
für den Eingang der sohweizerischen Transitpost zuständigen frangó- 
sischen Postdienstetellen in Annemasse entgegen der bisherigen Frazi» 
gegen Ende des Berichtsabschnittes der französischen Zollverwaltung 
und den deutschen Uberwachungsorganen unter Berufung auf die im 
Weltpostvertrag festgelegte Trensitfreiheit die verlangte Kontrolle, 
Die Delegation hat unter Berufung auf Art. 10 des Waffenstillstand 


vertrages, der die Rochtsgrundlage für die Krtwirkung der Französgi- 


schen Regierung bei der Durchführung des Geleitscheinsyst 


ns fUr 


gewisse schweizerische Waren bildete, die sofortige Wiedersulassung 


der Kontrolle durchgesetzt. 


à) Ausdehnung der Außengrenzkon 


rolle auf die französischen ber 
seeischen Gebiete (Nordafrika) 


Da die durch den Notenwechsei vom 17. Mai 1941 vorgesehene 


deutsche Außengrenskontrolle (Überwachung des französischen Zoll- 
dienstes durch deutsche Zollgrenzschutsbeante) sich auf das unbesetz 
te Gebiet (Mutterland Frankreich) beschränkt und da andererseits der 
Warenverkehr vou Mutterland nach den französischen überseeischen 
Gebieten bei Einhaltung gewisser Sicherungevorschriften den frang- 
sischen Ausfuhrverboten und damit auch dem Ausfuhrbewilligungsver- 
fahren nicht unterliegt, war die Befürchtung nicht von der Hand zu 
weisen, daß versucht werden könnte, ausfunrverbotene kriegawirt- 
schaftlich interessante Waren auf dem Umwege über französische über 
seeische Gebiete, insbesondere Pranzösisch-Nordafrika, nach Peind- 
stasten zu leiten. Wenn auch auf Veranlassung der Delegation die im 
Kutterland durchgeführten Maßnahmen zi 
kohrs nit Feindstaaten (Ausfuhrverbo‘ 


Interbindung des Warenver= 


Ausfuhrbewilligungsverfahren 
- für sästliche kriegewirtschaftlich wichtigen 


der Erteilnng von Ausfuhrbewilligungen nach Feicistaaten, Verpflich« 


braeugnisse, Sperre 


tung zur Beibringung von BNichtwiederausfuhir-Verpflichtungserklärun* 


gen Ger Abnehmer bei der Ausfuhr nach gewissen neutralen Ländern) 


auch 
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auch in den französischen überseeischen Gebieten getroffen worden 
Bind, vesteht zweifellos die Gefahr, daß in Binzelfällen unter Vor- 
fchub der Zollorgane in den französischen überseeischen Gebieten 


eine illegale Ausfuhr bzw. Wiederausfuhr nach Feindstaaten vorkoumen 


ann. 
kuf die naheliegende Forderung, eine deutsche AuBengrenzkon- 
tolle außer im unbesetzten Frankreich (Mutterland) such in den fran- 
sösischen überseeischen Gebieten zuzulassen, hatte von der Delegation 
n den Verhandlungen über den Notenwechsel vom 17. Mai 1941 mit Rück- 
sicht darauf. daß eine derartige stark politischen Charakter tragen- 
ie Forderung bei der Abneigung den Französischen Regierung gegen ein 
Üb rgreifen Deutschlands nach den französischen liberseeischen Gebie- 
a die damaligen bereits sehr echwierigen Verhandlungen noch weiter 
kompliziert haben würde und u. U. die Einsetzung einer deutschen 
Kontrolle im unbesetzten Gebiat gefährdet hätte, verzichtet werden 
müssen. Andererseits hat die Delegation von der ebenfalls naheliegen- 
den Forderung, die geltenden husfuhrverbote auf die Ausfuhr aus 
lem Mutteriand nach den französischen übergeeischen Gebieten auszu- 
dehnen und damit das Ausfuhrbewilligungsverfahren im Verkehr nit die- 
sen Gehioten einzuführen, Abstand genommen. Denan die Durchführung 
einer derartigen Forderung, die im übrigen auch auf den größten Wi- 
derstand der Yranzüsischen A0g81° 7 gestoßen ware, würde praktisch 
bedeuten, üaß die Wirtschafiseinneiy, Cars gegenwärtig zwischen 
Mutterland und Kolonii ic ‚steht, aufgehoben würde, was auch 
politisch von 
Die Delegation hat ‚halb zur Schließung der aufgezeigten 
Lücke angeregt, daß eine gewisee tfberwachung des Handelsverkehrs 
wenigstens in Frauz0e sch-Nordafrika eingerichtet wird. Die Gelegen- 
heit zur Durchführung hat sich 1n den vor kurzem geführten Verhand- 
eo über die weitere Duldung eines franzósischen Handels- und 
Shiffahrteverkehrs von Nordafrika mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika geboten. In diesen Verhandlungen hat die Delegation im Ein- 
vernehmen mit der Deutschen wWaffenstillstandskommission gefordert, 
daß dor Handeis- une Schiffsverkehr in den nordafrikanis.han Häfen, 
soweit es si 29 riegscers.t und kriegswichtige Rohstoffe handelt, 
aentschen militärischen Komniesionen, is 
ste der deutschen Konsulate überwacht 
zwecke ist der Einsatz einiger Zollbeanter 
vorgesehen. 
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vorgesehen.- Das Reichfinanziministerium hat hierzu drei Beamte der 

Kommandostelle des Zollgrenzachutzes Frankreich aus dem Kreise des 

im unbesetzten Frankreich bereits tätigen Personals, das schon tiber 
praktische Erfahrungen in der Uberwachumg des französischen Waren- 

verkehrs mit Übersee besitzt, sur Verfügung gestellt. 

Nach dem letzten Stande der Verhandlungen steht zu erwarten, 
daß die geforderte Kontrolle wenigstens in den für Deutschland be- 
sondewwichtigen marokkaánischen Häfen durchgesetrt werden wird 
(8. im einzelnen zu Kapitel KX BI sua ~ e): 

e) Unterbindung des Diplomaten- und Kurierverkehre der sogen. 
Scheinregierungen (Bmigrantenregierungen) - 

Bei der Französischen Regierung sind Schritte unternommen 
worden, un dem Diplomaten- und kurierverkehr der sogen. Scheinre- ` 
gierungen (Emigrantenregierungen), der früher an der französisch- 
schweizerischen Grenze besonder lebhaft war, die in den franzdsischen 
Zollbestimmungen vorgesehenen zZollvergünstigungen zu entziehen und 
Aiesen Verkehr durch Versagv ‚ar französischen Passvisa vollständig 


su unterbinden. 


IX. Französische Zoli- und Augenhandelsgesetzgebung. 
See atr mens oom UM OEE ee — i 


Auf die französische Zoll- und bn Genhandelsgesetzgedung wurde 
auch in der Berichtsseit atindia Biafluß genommen, um den Erforder- 
nissen der deutschen Wirtschaftakriegführung Rachnung zu Tragen und 
den Warenverkehr mit Deutschland wd den von Deutschland besetzten 
Ländern, vor allem im Interesas der deutschen Verlage rungsaufträge, 


möglichst zu erleichtern. 


1. Unterbindung des Handelaverkehrs mit Fe indgebieven. 

Nach Abschluß des Waffonstillstands zwischen der französischen 
Armee im französischen Nandatsgebiet Syrien-Libanon und den britischer 
Truppen ist auf Veranlassung der Delegation der Hande,sverkehr wit 
diesem Gebiet in der gleichen Weise wie mit den übrigen suzafallenen 


französischen überseeischen. Gebieten unterbunden woruen. 


Ferner ist nach Besetzung von Iran durch britische und sowjet- 


—T- T View , — r ~ : 

russische. Truppen aul Veran.s3955wW )elega t Lon die Ausfuhr nach 

diesem Lande üuntersag\ 
Desgleichen wu 


ndrebieten. mit 
iat uch Island und 


Nacadern 


m] 








45 


Nachdem bereits früher in Einzelfällen (z.P. Kautschuk aus 
Indochina) von der Delegation das Ersuchen an die Französische Ke- 
gierung gestellt worden war, die Lieferung kriegswichtiger Rohstoffe 
nach den USA nicht mehr zuzulassen, wurde, als die USA-Kriegshilfe 
an die Peindmächte immer offenkundiger und stärker geworden war, im 
August 1941 diese Forderung allgemein gestellt und von der Lieferung 
nach den USA auf den Abschluß von Kontrakten mit den USA ausgedehnt. 
Die Französische Regierung hat dieser auf Grund des Walfenstill- 
tandsvertrages gestellten Forderung grundsätzlich entsprochen, wọ- 
bei jedoch in Einzelfällen der Bagriff der "kriegswichtigen Roh- 
stoffe" umstritten wurde. 

Nach Eintritt des Kriegszustandes mit USA sowie ferner mit 
— und einer Reihe von mittel- und & uerikanischen 

ten ist die von der Delegation angeregte vollständige Unterbin- 
dung des Handelsverkehrs mit diesen Gebieten auf Grund der erteilten 
Weisungen zunächst unterlassen worden. Es ist bei den bisher ge- 
troffenen Maßnahmen verblieben. 


2, Ausfuhrverbot für kriegswirtschaftlich wichtige Waren. 

Im Interesse einer sachgemässen Handhabung der auf Ersuchen 
der Delegation erlassenen Ausfuhrverbote auch beim Briefpostverkehr 
wurde von der Französischen Regierung die Schaffung der bisher 
fehlenden Rechtsgrundlage fü je kontrolle der Whrenausfuhr mit der 

Briefpost durch die französische Zollverwaltu erlangt. Ein ent- 
aprechender Gesetzentwurf ste 

Ferner wurde überwacht, daß e mutterlindischen Ausfuhrverbote 
und die im Mutterland durchgeführte Ver: 
ten für Zuwiderhandlungen gegen diese Verbote 


ischen Gebieten eingeführt werden. 


5. Verhinderung der Ausfuhr k krie $^ CCOHIETT TETT wichtiger Erzeug- 


isse ib 


Lander | nach ach Feincstaaten 
Yon der ‘ste der Länder, für die bei der Beantragung von Aus- 
. fuhrbewilligungen Nichtwiederausfuhr-Verpflichtungserklürungen der 


Abnehmer beizubringen sind, wurden folgende Lander ge trichen, nach- 


erwa itungs] 
erforderlichen Garantien gegen eine Wiederausiuhr na 
ten gewährt: UdS5Sh chweden, Finnland und Ungar 


Die Verpflichtung zur Delbringung vol Nichtwiederausfuhr-Ver- 


pflichtungserklärungen 
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verbotenen Waren ausgedehnt worden, ausgenon nen le ichtverderbliche 
Lebensmittel, die nicht über größere Strecken versanst werden können, 
Waren ohne kriegswirtschaftliches Interesse (Luzuswaren und dgl.) 
sowie einige Waren, die für die Feindstaaten ohne. interes! pink da 
sie ihnen in ansreichendem Maße-sur Verfligung stehen. Lie} 

ist auch die Liste der von der Kaßnahme betroffenen Linger 

faßt worden. Sie unfaßt jetkt: Bulgarien, Spanien (einschl. der zu- 
gehörigen Inseln), Irland, Portugal (einschl. der zugehörigen Inseln), 
Rumänien, Türkei, Kroatien, Serbien. 

Die Streichung der Länder Bulgarien, Rumänien, Kroatien und 
Serbien ist in die Wege geleitet worden, nachdem Bulgarien, Rumänien 
und Kroatien gegen England und USA in den krieg eingetreten sind und 
festgestellt worden ist, daß eine Wiederausfuhr Sus dem unter deut- 
sche Nilitärverwaltung gestellten Serbien nach Feindstaaten nicht 
mehr möglich ist. 


i ` D ; P as y E Bw a 
5. Durchführungsmaßnahmen zum französischen en: Aus. unc pu 
Yuhrverbot für Kriegsgerat und gewis sge chemische SIZeugnisi 


Auf Veranlassung der Delegation hat die französische 
zolldirektion durch einen Nachtrag zu der au ie Nomenklatur 
französischen Zolitarifs abges 
wachten chemischen Erzeugnisse klargestellt, dab Zeitzünder von den 
Zollstellen als Kriegsgerät im Sinne des Gesetzes von 1). 

1940, betreffend Ein-, Aus- und Durchfuhrverbot für Kriegs 
handelt werden 
6. Verhinderung de der Durchfuhr von regen! VECHBE 


CTIEDPRETSTYOAEUIT Zr T 
ÉL schwe eriscreen Urepru ode — zerische 
Beikunft durch Frankreich nach Feindeta TAI ene 


In der französischen Liste der geleitscheinpflichtige 
wurden entsprechend den iu deutsch-schweizerischen Yos$ear vom 18 
Juli 1941 vorgesehenen Abmachungen folgende Waren gestrichen; Kreisel 
ruripen; Wechselstrommotoren bis 200 kg Stückgewicht; Transform toren 
bis 500 kg Stückgewicht; KaBchiínenuzformer bis 200 kg Stückgewicht; 
fertige Werke von Taschenuhren mit Ausnahme der Werke von Chrono- 
rExephen usw, Ferner wurden in der französischen Geleitscheinliste 
verschiedene durch die Leufassung und weitere Unterteilung der Zoll- 
nomenklatur für Automaten erforderlich gewordene formelle Anderungen 
vorgenommen, Schließlich wurde die Gensralzolläirektion zur Vorbe- 
reitung gewisser Erweiterungen der Liste der geleitscheinfplichtigen 
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Waren, über die z. Zt. zwischen 3er Deutschen und Schweizerischen 


i Regierung 
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Regierung noch verhandelt wird, veranlaßt. 

Die Tatsache, daß die Geleitscheinpflicht nicht nur auf die 
Durchfuhr durch Frankreich (Mutterland), sondern auch auf die Ein- 
fuhr dorthin Anwendung findet, hatte, soweit die Erteilung von Ge- 
leitscheinen von der Gesandtschaft in Bern für die Einfuhr nach 
Frankreich abgelehnt wurde, zur Folge, daß die Französische Abord- 
aung wegen der Erteilung der Scheine bei der Delegation in einer 
Reihe von Einzelfällen vorstellig wurde. Mit der Deutschen Gesandt- 
schaft in Bern wurde eine Verständigung dahin, getroffen, daß die 
Seleitscheine für nach dem besetzten Gebiet bestimmte Waren möglichst 
in allen Fällen erteilt werden, und JAB für nach dem unbesetzten 

jet bestimmte Waren die Erteilung der Scheine in allen denjenigen 
e. erfolgt, in denen mit Sicherheit anzunehmen 5t, daB die 
Waren tateächlich zum Verbrauch im unbesetzten Gebiet bestimmt sind 
and nicht zu befürchten ist, daß sie nach der Einfuhr über Zwischen- 
länder nach Feinästaaten wiederausgeführt werden. 

Auf vertrauliche Meldungen über Umgehung der Geleitschein- 
pflicht durch gewisse schweizerische Firwen wurden Ufitersuchungen 
Aurch die Generalzolldirektion veranlaßt; insbesondere der Brief- 
postverkehr aus der Schweiz bei verschiedenen Postzollkontrollstellen 
insbesondere Lyon, einer hesonderen Kontrolle durch die deutschen 
\bexrwachungsorgane ji unbesetzten Frankreich unterworfen, wobei 
in mehreren Fällen der entgegen dem schweizerischen Ausfuhrverbot 
erfolgte Versand von Waren, G3 z. T. auch geleitscheinpflichtig 
waren, festgestellt wurde. Die betreffenden Waren wurden, soweit 
sie geleitscheinpflichtig waren, beschlagnahnt. Desgleichen wurden 
Vorstellungen bei der Schweizerischen Regierung veranlaßt,. 

Auf Anregung der Delegation sind die in Frage kommenden franzS- 
sischen Zollstellen Aarauf hingewiesen worden, daß bei unrichtiggp , 

lanmeldungen, die zwecks Umgelung der Geleitscheinpflicht er- E y 
folgen, in jedem Falle die nach franzósischem Zollstrafrecht vorge- 
sehenen Zollstrafen anzuwenden sind. 

Die in deutsch-schweizerischen Vertrag vom 18. Juli 1941 vor- 
gesehene Regelung, daß die schweizerische Warenausfuhr mit wenigen 
Ausnahmen über. di: Strecke Genf-Bellegarde geleitet und in der 

ta Pleine) durch deutsche Zollbeamte auf ge- 
waren hin kontrolliert wird, trat am 25. Juli 
iie Delegation die Erfüllung verschiedener 
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war, wieder hergestellt. 


Ferner verlangte die Delegation, daß die Französische Regierung 
bei der Durchführung der ebenfalls im deutsch-schweizerischen Vertrag 


vom 15. Juli 1941 vorgesehenen Unterbindung des Fersonenfernverkehrs 


aus der Schweiz Über die Grenze zwischen unbesetztem Frankreich 
‚Verkehr über die Grenzen d Departements Hochsavoyen und Savoyen 
inaus) mitwirkt und die erforderlichen polizeilichen, Verkehrs- und 
tigen MaSnahmen trifft, Die deutschen Forderungen sind von der 
izÜsischen Regierung abgelehnt worden, da die geforderten Maßnah = 
nen einen direkten 54: Te) st rkehr ı yr Schweiz und dem un- 
besetzten Frankreich unmöglich machen würden. Dabei Leg ie Franzi- 
AI Regierung noch besondı: rauf hin, daß sie tiher die áb- 
achungen des deutsch-schweizerischen Vertrages a sem Gebiet 
1% im Verhandlungestadium rrichtet worden sei, und daß diese 
Abmachungen eine Beeinträchtigung ihrer Rechte im unbesetzten Gebiet 
jarstielltgn.Die Französische Regierung ist dabei ) weit geganzen, 
mit Note vom 10. Oktober 1941 einen Frotest geger erwähnten 
Abmachungen des deutsch-schweizerisc ‚rageo vo 8. Juli 194] 
am die Deutsche Waffensti | kommission ; chten. Da bei deı 
schwierig e 
worden, zunächst zu 
Mitwirkung bet der Dur 
zu veranlasseı 
mit Auenahme der For- 
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Wührend die Zolleuspendierung bisher unbefristet angeordnet 
worden war, ist sie seit November 1941 nur noch mit Befristung 
(6 bzw. 9 Monate)ausgesprochen worden. Für andere von der Delegation 
beantragte Waren ist die Suspendierung der Ein- bzw. Ausfuhrzölle 
abgelehnt worden, wobei auf die zollfreiheit für Lieferungen an die 
Wehrmacht einerseits und die bereits früher zu Gunsten der deutschen 
Verlagerungsaufträge gugestandenen weitgehenden Erleichterungen für 
Aen Veredelungsverkehr (admission temporaire) verwiesen wurde, die 
bei Einhaltung der vorgesehenen Bedingungen die Möglichkeit zur 2011. 
reien Ein- und Ausfuhr gewähren. Die Haltung der Französischen He- 
" hat dass Bestreben erkennen lassen, grundsützlich den bis- 
herigen Zollschutz aufrecht zu erhalten und ihn nur vorübergehend 
durch Erweiterung dep gollfreien Veredelungsverkehrs und durch Aus- 
setzung der Binfuhrzölle für Roh- und Hilfsstoffe sowie einige Halb- 


ergeugnisse zu lockern. 
Yon der Delegation wurde wie bisher überwacht, daß durch etwaige 
französische Zollünderungen, insbesondere auch durch Umtarifierungen 


nach höher belegten Tarifpositionen, die in den früheren Verträgen 
Frankreichs mit Deutschland und den von Deutschland besetzten Länderr 
zollgebundenen Waren unberührt gelassen werden. 

Auf französischen Wunsch sind die Zollstellen über die gegen- 
wärtigen Grenzen des deutschen Zollgebiets, auf die der französische 
Minimaltaraxs anzuwenden ist, insbesondere über die Grenzen der einge- 
gliederten Ostgebiete, sowie der eingegliederten ehemale jugoslawi- 
schen Gebiete von Kärnten, Krain und Untersteiermark unterrichtet 
worden. 

b) Ein- und Ausfuhrverbote. 
* In mehreren Einzelfällen, in denen von französischen Dienst- 
tellen der Ausfuhr aus dem unbesetzten Gebiet oder aus den fran- 
gtsischen überseeischen Gebieten nach Deutschland Schwierigkeiten 
bereitet wurden,war die Delegation bemüht, die Erteilung der er- 
forderlichen Bewilligungen zu erreichen. 
c) Ursprungsbezeichnungszwang. 

Es wurde klergestellt, daB die Aufhebung des Ureprungsbe- 
zeichnungszwangs (Korrektivvermerks ) für aus Deutschland und den 
von Deutschland res — zu Werbezwecken oder als Zugabe- 
artikel eingeführte Ware auf Drucksachen, Werbeschriften, Jahr- 
bücher usw. Anwendung findet. 
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Rückstand von 18.550 to auf 17.150 to vermindert werden konnte. Da 
der Aluminium- und Tonerdevertrag am 31. Januar 1942 abläuft, werden 
noch im Jamar die Industrieverhandlungen über den Abschluß eines 
neuen Liefervertrages aufgenommen werden. Hierbei ist deutscherseits 
beabsichtigt, für das neue Lieferjahr eine Gesamtmenge von 129 500 
to Tonerde zu fordern. Damit in der Übergangszeit keine Stockungen 
eintreten, ist mit der Franzósischen Abordnung vereinbart worden, 
daB bis zur Neuregelung die bisherigen Lieferungen unter spüterer 
Anrechung auf den neuen Vertrag weiterlaufen sollen, 

Magnesium: 

Die Magnesiumlieferungen sind mit 762 to im Berichtszeitraun 
veriragsgemäß geleistet worden. 

Bauxit: 

Der im Vorbericht erwähnte, mit dem Comité d'Organisation 
d‘Aluminium et du Magnésium abgeschlossene Rahmenvertrag über zusam- 
wen ca. 200.000 to im zweiten Halbjahr 1941 ist im gegenseitigen 
Einverstündnis auf ca. 150.000 to für den gleichen Zeitraum herab- 
gesetzt worden, weil er in seiner ursprünglich vorgesehenen Höhe 
über die Lieferungsmöglichkeiten der Gruben hinausging. Hiervon 
sind im 2. Halbjahr 1941 rund 130.000 to geliefert worden. Der 
Lieferungsrückstand beruht hauptsächlich auf Arbeitermangel, fehlen- 

den Ersatzteilm und Bereifungen für Lastkraftwagen sowie fehlenden 
Material für Betriebsunterhaltung und Neuaufschlüssen (Eisen nnd 
Nichteisenmetalle). Daneben sind aus älteren Verträgen noch 8.813 to 
in den Monaten Juli bis Dezember 1941 geliefert worden, so daß in 
Berichtszeitraum insgesamt 158.815 to Bauxit zur Aluniniumherstellung 
von Frankreich nach Deutschland geliefert worden sind. 


Lj An Bauxit ftir Korund und feuerfeste Gegenstände sind im 
erichtszeitraum ca. 12.100 to geliefert worden. 


2, Lieferungen aus den französischen überseeischen Gebieten. 

Der Durchführung der hierüber bestehenden Lieferungsverträge 
stellten sich, besonderSam Schlusse des Berichtszeitrauns, die 
verschiedenartigsten Schwierigkeiten entgegen. 

gesehen, Konnte die französischerseito berelt 
transport der nöordafrikanischen Erzeug- 


nisse auf der Höhe von 60.000 to monatlich erhalten werden. Die 


f E i 2 à 
bereits im August 1941 zugesagte Erhöhrung dieser Tonnage durch 


Indienstetellung der in Dakar liegenden Griechenschiffe konnte 
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bisher jedoch nicht erreicht werden, 5° âe auch in Zukunft vor- 
läafig nur mit dem Abtransport kaum der Hälfte der in den Lieferungs- 
“Verträgen vereinbarten Mengéh gerechnet werden kamn. m 


Besonders stirend auf die Durchführung der bestehenden bzw. 


auf die Genehmigung der verlängerten oder neu abgeschlossenen 
Xolonialvertrige wirkte sich-die Forderung der Frangösischen Re- 


gierung aus, zu der ihr bisher bereits bereitgestellten Fürderkohle 
für die nordafrikanischen Phosphat- und Ergwinen und der Bunkerkohie 
für die diesbezüglichen Seetrans porte nunmehr auch noch Gasöl für die 
Bergwerke, Kohle unà SchmierJl für den Landtransport vom französir 
schen Hafen bie gur deutschen Grenze sowie deutsche Waggons für diese 
Transporte zur Verfügung zu stellen. Dre Französische Regierung be- 
tonte dabei, daß es sich bei diesen Forderungen nicht um Gegenlei- 
stungen (contreparties), sondern um Voraussetzungen der Durchführung 
(conditions d'exécution) handle, ohne deren Erfüllung Frankreich die 
Phoephat- und Erzlieferungsvertrage ab 1. Januar 1942 nicht mehr 
werde durchführen können. 

Die Delegation hat den Eindruck gewonnen, daß das französische 
Kolonial- und Ernührungsministerium gemeinsam versuchen, die Fort- 
setzung der Lieferungen aus Afrika nach Deutschland zu sabotieren, 
und dafür Verhandlungsvorschläge gemacht haben, UM ihre ablehnende 
Haltung rein sachlich zu verschleiern. Sie stützen sich dabei auf 
die schwieriges Kohlenlage in Frankreich, den ebenso unbestrittenen 
Pettmangel und den Mangel anHandelstonnage. 

Diese rein sachlich geftihrte Sabotage der hiesigen Verhandlungen 
fand eine wesontliche Stiitze auch in der gegen Jahresende ei ngetre- 
tenen deutschen politisch-militüriechen Lage, wodurch die frühere 
Bereitwilligkeit, den deutschen Anforderungen zu entsprechen, ganz 
wesentlich herabgenindert wurde. 

Bei dieser Lage müssen die auf Grund der abgeschlossenen 
Verträge bis sum PD Dezember 1941 erreichten nachstehenden Lie 
ferungsergebnisse als. verhältnismäßig befriedigend angesehen werden. 
Hiorbei int zu bemerken, daß auch die Durchführung der einzelnen 
Lieferungen vielfach ein Eingreiien a Delegation - unmittelbar oder 
im Benehmen mit den zuständigen deu! hen Dj tatellen in Frankreich 


notwendig macht: 


Nach 
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Bach Deutschland geliefert in to 
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Düngephosphate 227.427 
Hochofenphosphate 51.730 
Ouengsa-Erze 144.900 


' erz 300 
ErdnuBdl 206519 
Palmkernöl 2.609 
Erdnußkuchen 10.456 
Eränußschrot 7.329 
Kakao 7.789 
Bananen 1.029 
Quebrachoextrakt 2.178 
Kastanienholzextrakt 550 
Okounéholg 1.500 


Weitere 500-700 to Kobalterz liegen in Nemours zur Verschif- 
fung. An im Berichtszeitraum nicht gelieferten Falmöl stehen 2000 to, 
en Leindl] 1.200 to verladebersit. An Erdnußöl sind ausser den 
bereits im Jamar nesch Deutschland verladenen 500 to noch etwa ).000 
to, an Kakao noch 8.650 to auf Lager zur Verfügung. Der für Bananen 
on den französischen Antillen bestehende Liefervertrag konnte wegen 
Treibstoffmangels für Transportschiffe nicht weiter durchgeführt 
werden. Die Bemühungen, dafür im Vertrag vorgeseher® Ersatzlieferunger 

eo Pranzösisch-Westafrika zu erhalten, scheiterten aus dem gleichen 
Grunde. An Okouméholz sind weitere 1.200 to lieferbereit 

In der Vertragelage traten im Laufe di Rerichtazeitraums im 
einzeinen folgende Änderungen ein: 

Düngephosphate: 

Der für die Zeit November 1940 bis zum 31. Oktober 1941 
geltende Liefervertrag Ub 500.000 to war bei Ablauf seiner 


H 


Geltungsdauer nur mit rd. 180.000 1 erfüllt worden. Eine dadurch 
bedingte Verlängerung bis zum 51. Juli ? kam unter Anerkennung 
einer im abgelaufenen Vertrag vorgesehenen Freiserhöhung zustande. 


Hochofenphosphate: 
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Hochofenphosphate: 4 

Da bis zum Mai 1941 auf Grund des für die Zeit vom l. Dezember 
1941 bis zum 30. November 1941 geltenden Lieferyertrages über de 
120.000 to noch keine Lieferungen erfolgt waren, wurde die Geltungs~ 
dauer des Vertrages vom l. April 1941 bis zum 31. März 1942 bei 
gleichzeitiger Erhöhung der Liefermenge um 30.000 to neu vereinbag: 

Erdmußöl, Palmkerndl, Palmölı 

Die für die deutsche Beteiligung an den französischen Anlan- 
dungen in der Zeit vom l. Oktober 1940 bis zum 30. September 1941 
abgeschlossenen Lieferverträge konnten unter im wesentlichen-glei- 
chen Bedingungen für die Zeit vom l. Oktober 1941 bis eum 30. 

ptember 1942 erneuert werden, d. h. für 
| Erdnussl: aus 25 f$ ETünüssen alter Ernte, die seit dem 

l. September 1641 aus französischen überseeischen Besitzungen 

in das Mitterland eingeführt sind oder eingeführt werden, wobei 

100 kg Ol auf je 1.000 kg geschälte Erdniisse gerechnet werden; 


Palmkernól: aus 25 % Palmkernen, die in der Zeit vom |. 
Oktober 1941 bis zum 30. September 1942 aus französischen 


überseeischen Besitzungen im Mutterland eingetruffen sind oder 
eintreffen, wobei 105 kg Palnkernöl anf je 1.000 kg einge- 
troffene Palukerne gerechnet werden, 


Palmölı 25 % der Mengen, die seit dem l. Oktober 1941 bis gum 
30. September 1942 eingetroffen sind oder eintreffen werden. 


Bränußkuchen und Erädnußschroti 

Der für die Ernte 1940/41 vorgesehene Liefervertrag konnte noch 
nicht zum Abschluß gebracht werden, da sich die französische Seite 
euGerstande erklärte, den für den deutschen Anteil aus der Ernte 

939/40 festgesetzten Satz von 12,5 # auf die deutscherseits ge- 
forderten 25 € zu erhöhen. 

beinöl: 

Die Verhandlungen mit der Franzöeischen Abordnung führten zum 
Abschluß eines neuen Leinöllieferungsvertrages, nach welchen die 
restlichen 2.400 to aus dem alten Vertrag vom November 1941 bis 
einschlieBli-h Pebruar 1942 (monatlich 600 to) und 2.600 to ab 
März 1942 (monatlich voraussichtlich 600 to) zu liefern sind. 

Kakaoı 

Nach Ablauf des für die Ernte 1939/40 abgeschlossenen Liefer- 
vertrages, der für Deutschland einen Anteil von 40 % jeder Partie 


Rohkakao 
"MENU à 
Ver 
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Rohkakao auc den franzósischen Besitzungen an der westafrikanischen 
Küste, die in Zranzösischen Háfén ankomat, vorsah, wurde ein neuer 
Vertrag für Lieferungen aus der Ernte 1940/41 abgeschlossen, Der 
neue Vertrag sah für Deutschland zwar nur die Beteiligung nit 50 & 
der französischen Anlandungen vor, infolge besserer Ernteaussichten 
nd Förtfall der französischen Vorwegnahme von 7.000 to erbrachte 
er jedoch ein für Deutschland günstigeres Ergebnis als der alte 
Vertrag: 
Trockenfr üchte: 

= Den zur Deckung des deutschen Bedarfs an Datteln, Feigen und 
Mandeln angemeldeten deutschen Wunsch ist die Französische Regierung 
nur unzureichend entgegengekommen. Unter Berufung auf die auderge- 
aöhnlich schlechten Ernteergebnisse erklärte sie, Liefermöglichkei - 
ten nur für 1.000 to Datteln oder Dattelpaste und 200 - 300 to 
Feigen oder Feigenpaste zu haben. 

Eine außerhalb der laufenden Verträge liegende Aufgabe, die 
Beladung des in Madagaskar befindlichen deutschen Danpfersa 
"Wartenfels*" tür seine Rückfahrt nach Deutschland durchzuführen, 
konnte nicht mehr zum Abschluß gebracht werden, da infolge der durch 
jie Weiterentwicklung des Krieges wachsenden Gefahr, aufgebracht zu 
werden, von seiner Infahrtsetzung abgesehen werden mußte. Die hiesi- 
gen Verhandlungen hatten bereits zum Abschluß zahlreicher Einzelver- 
träge zwischen deutschen Käufern und französischen Verkäufern ge- 
führt. Der Abschluß weiterer Verträge stand unmittelbar bevor. Es 
handelte sich um folgende Waren und Mengen,. deren Transport nach 
Deutschland zweifellos eine wertvolle Bestandsbereicherung der ver- 
schiedeneten deutschen Kongslgüter dargestellt hätte: 


25.000 Stick Rindshäute 
500 to Graphit 
50 to Glimmer 
10 to Jeryllierz 
70 to Granat für Schleifzwecke 
to Raphia 
to Mandicka 
to Handiokastärkemehl 
to Kaffee 
to Gewürzuelken 
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3. Deutsche Lieferungen nach Frankreich und den französischen über - 
gsecischen Genle JD 
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Trotz des von der Delegation beibehaltenen und der Franzd- 
sischen Abordnung gegenüber auch mehrfach zum Ausdruck gebrachten 
Standpunktee, daß die französischen Lieferungen nach Deutschland 
ohne über die Zulassung der französischen Handelsschiffahrt hinaus- 
gehende Gegenleistungen durchzuführen seien, glaubte die Frangósi- 
sche Regierung berechtigt zu sein, als weitere Gegenleivtungen für 
ihre Lieferungen an Phosphaten, Eisenerzen und anderen Kolonialer 
geugnissen außer den bereits sugesagten 50.000 to Zucker noch 
50.000 to Saatkartoffeln und 150 to Küselab verlangen zu kónnen. Dee 
weiteren forderte sie unter Berufung auf die schwierige Kohlenlage 
den Einbau Prankreichs in den europülschen Kohlenversorgungsplan mit 

einer laufenden i1esten Belieferung von 200.000 to monatlich. Eine 
Entscheidung über diese auch bei den zuständigen Berliner Ressorts 
auf schärfstan Widerstand atco Be | neuen französischen Forderungen 
war am Schlusse des Berichtisz6s.;raune och nicht getroffen. Die 
bisher noch nicht durchgeführ! t4ieferung der 1. Tranche von 15.000 
to Zucker wurde von den Franz Fe schrfach erinnert und verschiedent 
lich ale Argument tur auch deutscher: ; nicht eingehaltene Lie- 
ferzusagen benutzt. 

In der Belieferung Frankr: Lt ‚ sus Deutschland ist 
eine wesentliche Änderung nicht eingei reten. Die monatlichen Lie- 
ferungen betrugen Aurchschittlich etwa 25.000 to für die Aluminium- 
proäuktion, 15.000 to für die Sodaerzeugung und 4.000 to Bunker- 
kohle. Dagegen gingen die heleischen Kohlenlieferungen nach Prank- 
reich weiter von monatlich rd, 25.000 to im Vorberichtszeitraun auf 


40.000 to zurück 


Verhandlungen über den Warenverkehr zwischen Deutschland und 
Frang5818 


Im Hinblick auf das deutsche politische Interesse als Gegen- 


4. 


gewicht. gegen die Abmachungen zwischen Frankreich und den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika über die Versorgung Französisch-Marokko8s 
in dieses Gebiet auch jeutscherseits/ ingend benötigte Erzeugnisse 
su lisfern, wurde die Delegation mit aer Aufnahme von Verhandlungen 
mit dem Ziele der Aufrteilung eines Gesantplanes für den Warenver- 
kehr zwischen Deutschland ut -anzüsisch-Marokko beauftragt. Pür die 
Aentsche Ausfuhr kamen vorwiegend Industrieerzaugnlsse verschiedener 
Art 








MIT 


H4402 — 0062 


wren, Elektro: , pharma- 


ipier) in Betracht Der wert- 


Seiten 


ezgonnen werden, r 


I 


der Frage de: 


pi 








se» „ Un 


II. Besetzte Gebiete - Frankreich. . 


l. Frankreich-Norwegen. 

Im Rahmen der Verhandlungen über die Französisch-Norwegische 
Verrechnungsregelung von 9. Oktober 1941 ist auch eine Regelung 
des französisch-norwegischen Warenaustausches getroffen worden. Die 
Regelung, die zunächst nur für 6 Monate (1.9.1941 - 28.2.1942) gilt, 


"Lr. 


sieht beiderseitig Zahlungswertgrenzen für die hauptsächlichsten 


bereits früher zwischen Frankreich und Norwegen ausgetauschten und 


ge. Z. noch lieferbaren Waren vor, in deren Rahmen von beiden Ländern 
Aus- und Einfuhrbewilligungen erteilt werden. 


Die französischen Lieferungen erstrecken sich auf folgende 
Waren: 


Branntwein und Liköre, Wein, Mandeln und Nüsse, Datteln,- Orangen, 
Weintrauben, Fruchtessenzen, Pilze, Gewürze, Gemüsesamen, Feder: 
und Daunen, ätherische Ole, Kunstseidenstoffe, Hutfiize, Erà- 
farben, Kaliwasserglae, pharmazeutische EsZeugnisse, Korund, 
gewisse Maschinen und Apparate sowie Ersatzteile 
in Platten sowie verschiedene Waren. 


E 


hiergu. Kork 


Die norwegischen Lieferungen betreffen folgende Ware 


Holzmasse, Zellstoff, Zeitungsdruckpapier 
papier, rohe Felle, Salzrogen r 
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räucherte Fische, Schalentiere, ikstickstoPf Labrador 


ie angeres 
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Schleifstoffe und Siliciumkar! 


Der Wert der vorgesehen 
beziffert sich auf 9.345.000 nEr 
gischen Ausfuhr nach Frankreich 
noch der Wert eines ausbalanciertít: jegenseitigkeits; 
französischen Phospäaaten gegen rwegischen Kalketic 
Der vorgesehene Ausfuhrüberschuß zu Gunsten Norwegi 
der früheren Struktur des beiderseitigen Waren au: 


1938 nach der französischen Außenhendelsstat 
Ausfuhr nach Norwegen 256.214.000 ffre, no 
Frankreich 310.620.000 firs). Wahrend jedoch zu Begin: 


der Verhandlungen die beiderseitigen Angst 
1 3s 3 ergaben, konhte das Verhältnis unt 


1T £ - d T b E 
JVE LIL Verh pene. von rå, 


Einwirkung der Delegation 


durch beiderseitiges Entgegenkomm« ert werden 
Nach der lüngeren Untert scher 
beiden Ländern infolge der egelung 4 


starkem NA Ge als Versutc! 
monatigen Vertragsatb 


Bierbei soll den bei der Durc 
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wi 


gewonnenen Erfahrungen Rechnung getragen werden. 


Die Zeichnung und Inkraftsetzung des Abkommens war deutscher- 


3 nur nach Beseitigung eines starken Widerstandes des Reichenini- 
seri ums für Ernährung und Landwirtschaft möglich, das seine 2u- 
stimmung verweigerte, da die ‘Sberschtisse bei gewissen französischen 
iandwirtschaftlichen Erzeugnissen ausschliesslich Deutschland 
Verfügung gestellt werden bzw. die für gewisse andere Srzeugnisse 


- 


‚lien dSUT Sscnäen rc , n 


Porderungen erst befriedigt werden müßten, ehe 
jc Ausfuhr nach dritten Lan 


de: auch wenn sie von Deutschland 
i. zugelassen werden Diese Schwierigkeiten sind 
interne Regelung von der 
h Norwegen 50 $ der Weinlie- 
rituosen der de sschen #ehr- 


Verfügung gestellt werden. 


"m 


über die Belgisch-Franzósische 
Januar 1941 war eine verbindliche 
ischen Warenverkehrs nicht getroffen 
in Belgien und Nordfrankreich und 
zwar Wunsch- und Angebotslisten 
ithrbefehlshabern und gegebenenfa! 


geprüft werden sollten. Zu eine) 


ihrea Waren 


zen nach den 


rime al ts- 








T 


Belgiens (nach den Zahlungen über das französisch-belgische Clearing 
rd. 200 Millionen ffre) zu gelangen. Be} 


/ 
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der angespannten Ernährungs 
lage in Belgien stand naturgeniB das Bestreben, 


vor allen mehr 


Lebensmittel aus Fyankreich zu erhalten, im 'ordergrund. 


Nachdem die vom Militärbefehlshaber Fü 
frankreich und von 


Belgien und Nord 


p ranzöf iscnen hee erung übergebenen 


und Angebots! 


4 


ngen mii 


habern sowie mit ce ‚tändigen Heic! 


den beiden Militar? 


sressorts geprift und 

Reihe der gé nen Waren, insbesondere 

ErnührungsSg mf gestrichen worden wal, 
Lieferung nach Deutschland g 


Regierung noch nicht be- 


standen die rhanol Lunger, die yon dex Veli 


chen Abo > unter Beteiligung de) 
Militarbete: O41 aufgenonmen wurden, 
'ornherein ichene Wenn auch ei 
yöl ] LES À Au 
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re] che? 


geganger 
Da 

nicht in einer reit 

inn, und da auf dem 
sektor der Einspruch 
Landwirtschaft gegen d 
mittel aus Frankreich 
vorliugen, keine weiten 


lungen iu Einverne! en 
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noch zustande kommen, die Ein- und Aurfuhrbewilligungsanträge 
veiderseite wohlwollend behandglt werden sollen. 

Das Verhandiungsergebnis, das besonders auf dem Ernährungs- 
sektor nur als unbefriedigend bezeichhet werden kann, wurde cen 
Reichsressorts zur Entscheidung unterbreitet. Die Verhandlungen 

haben gezeigt, de or alleı uf dem Ernährungssektor, der mittel- 
)àr auch für.die Durchführung deutscher industrieller Aufträge in 
lgien von großer Bedeutung ist, eine zentrale Flanung und Aus- 
ıtschland beherrschten euro- 
pälschen Wirtscha! 
Da auch die . neue ;, Stellungnahme des Reichsministeriuns für 


@ un: und Landwi rteche ile Art. immurig zu 061 >isten Lebent p 


mittellieferungen aus Frankreich nach Belgien von der Erfüllung 


von Deutschland a ba rejoh gestetlten Forderungen Ahr 


etzung der deutschen Forderungen 
rollem Umfange zu erwarten ist, ver- 
Ybereinstimmpung mit den Militär- 
einer Wiederaufnahwe der Verkand-« 


nkt keinen Erfolg 


niederländischen Warenaustauec! 
Niederländischen Verrech, 
nungsregelvng v Pe $ rb T4 Austanschs von Wunsch- 
und Angebotslis 1t istande gek n. Wie im Verhältnis 
Erteilung 
Stellen sutonom nach 
ieit might ebenfalls durc! 
1tlieferungen) oder durch 
lzlieferungen) eine 
für den Warenaus- 
auf 6 Monate be- 
bereits im Vor- 
Prüfung der neuen 
Ur die besetzten 
Regierung durch die 
lurch das Reichs: 
latte zum Ergebnis, 


dab 
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daß gegen die Lieferungen der meisten gewünschten bzw. engebotenen 
sa a | 
Waren Einspruch eingelegt wurde, da die Niederlande die nach Durch- 


führung der für Deutschland vorgesehenen Lieferungen verbleibenden 
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engen für den Eigenverbrauch benótigen,und da von Frankreich Gen 


Töutschen Forderungen für die nach Deutschland zu liefernden Waren 
noch nicht entsprochen worden ist. Die danach noch in den Listen 


verbleibenden Warenposten waren so geringfügig, daß der Abschluß ei- 


nes Abkommens hierfür nicht mehr in Frage ken. 

Da die Schwierigkeiten auch hier im wesentlichen auf deu 
Ernührungssektor liegen, ist vorgesehen, daß die hierfür zuständigen 
Vertreter des Reichskommissars und des Kilitärbefehlshabers in 
Frankreich Anfang 1942 zusammenkommen, um, falls möglich, gemeinsam 


Vorschläge für eine Lösung der aufgezeigten Schwierigkeiten 


auszuarbeiten. 
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B. Französischer Warenverkehr mit den übrigen Staaten. 

Die Französische Regierung hat sich nach Abschluß des Waffen- 
stillstandsvertrages praktisch erst seit Beginn .des vergangenen Jah- 
res wieder darum Bamühen können, Handelsbeziehungen zu äritten Staa- 
ten erneut aufzunehmen, Der Ablauf des Jahres bietet daher Gelegen- 
heit, in großen Zügen über die französische Handelspolitik im Jahre 
1941 zu berichten.-Die Waffenstillstands-Delegation hat, nachdem 
iußenhandelsdirektor Leroy-Beaulieu kürzlich Mitglied der Französi- 
schen Abordnung geworden ist, jetzt die Möglichkeit, die handelspo- 

itischen Fragen unmittelbar mit dem hierfür maßgeblichen franzósi- 
schen Regierungsvertreter zu erörtern., Ihm verdankt die Delegation 
auch die im folgenden verwerteten statistischen Angaben. 

Da die Verhandlungen und Abmachungen Frankreichs mit den Ver- 
| A Staaten und mit Japan hinsichtlich der französischen über- 
3 schen Besitzungen von ganz besonderer Bedeutung, aber auch ei- 
gener Natur sind, warden sie an erster Stelle, getrennt von der 
Schilderung der französischen Handels politik in Europa, behandelt. 
Mit anderen suBereuropüisohen Staaten sind im letzten Jahr keine 
nennenswerten handelspolitischen Beziehungen gepflogen worden, 

SP z nz ankreich und Nordame= 
rika hinsichtlich französischer überseeischer Gebiete, 
a) Nordafrika. 

Obwohi ein gemeinsames àdeutsch-franzüsisches Interesse an der 
Versorgung Nordafrikas bestent and deutscherseits immer Verständnis 
für die besondere Lage in diesen französischen Besitzungen gezeigt 
worden ist, hat das Verhalten der französischen Begierungsstellen 
und Kolonialbehörden auch hier dazu geführt, dab auf deutscher Seite 
Mißtrauen gegen die frangésisch-amerikanischen Abmachungen auf die- 
cem Gebiet geweckt worden ist, Die französischen Stellen sind stets 
bemüht gewesen, den wahren Stand ihrer Verhandlungen mit den Verei- 

ten Staaten und der Durchführung der Abmachungen möglichst zu 
ME oes. Ss ist daher nur durch starken Druck und mit Hilfe der 
Mitteilungen von dritter Seite möglich gewesen, die Verhältnisse 8n- 
näbrend klarzustellen: Hiernach ergibt sich folgendes Gesamtbild. 
^" steht heute einwandfrei fest, daß der Inhalt des französisch- 
amerikanischru AOLO vom 10./12. März 1941 ‘Sher dio Versorgung 
Nordafrikas mi! aue ce l m Jaren, namentiicl eotbstoffen, Kohle, 
Zucker und Tee, e2'ges X heren emtlichsn 3 anzosischen Drkiä- 
rungen nicht in Vichy „äsrn in Algier zwischen General Jeygand 
worden ist. 
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tungen wenigstens zurereben 
in Algier aufgesetzt worde: 
Die.Verhandlunsen Weyer 
aAsandaran 
sind nur eine Auswirkung sei: N 
dung seiner Regierun ündige 
te diese Freihe ned 3 
fertrauensverhaltnis zw Ir 
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nötig machten, 

Die Beantwortung dieser Note hat sich - ausgenommen für Treib- 
stoffe - erübrigt, da die Vereinigten Staaten, selbst nach Eintritt 
des Kriegszustandes mit den Achsenmächten, sich bereit fanden, die 
Lieferungen für Nordafrika fortzusetzen. Der Grund hierfür dürfte 
darin liegen, daß Nordamerika französischerseits die erforderlichen 

ihigenden Erklärungen erhalten hat, die gewährleisten, daß die 
Vereinigten Staaten auch nach Rücktritt Weygands und nach ihrem Bin- 
re Politik in Nordafrika fortsetzen können. 50 
Regierung nach Abberufung Weygands öf- 
der Besetzung der afrikanischen Amter 
rielmehr alle alten U rbeiter Weygands 
ern die Gewißheit, d ie Amter nicht, 
it "kollaborationistischen" Beamten 
r Wiederaufnahme der Treibstofflieferungen an 


à 


e Vereinigten Staaten nach französischer Auf- 
gewisse Treibstoff- 
französischer Verhandlungen in Wiesbaden 


nverstanden erklärt, weil 


lafrika dem deutschen Afrikakorps gegen 
französische Mutterland überlassen 
Regierung setzt ihre Bemühungen fort, 
ibstofflieferungen zu erreichen. 
stießen auch die Bemühungen der Waf- 
anzösischen Regierung, die Anzahl 
zustellen, die darüber wachen sol- 
lischen Waren oder gleichartige Er- 
ısgeführt werden. Es ist nur dank 
blanca, General- 
rung ı minde- 
Lassen, echim 
e Zahl der Vizekonsuln 
Vereinbarung mit den Ver- 
Französische Regierung 
Kontrcllaufgaben betraut 
daß außerdem nooh eine 
iordafrika tätig ist, 80- 
Vizekonsuln die Gesamt- 
Vorhalten der von General- 


Französische 





daß weitere Vizekonsuln in Nordafrika sind. die keine Kontrollauf. 
gaben haben. 


Um die Versorgung Nordafrikas nicht zu gefährden, sind deut. 
scherseits in der Angelegenheit vorerst keine Schritte mehr 


enso hat die Französische Regierung erst auf ständigen Druck 
rom 5. September 1941 entsprechend den deutschen Forderun. 
Beschränkung der Kontrollrechte der amerikanischen Vizekon- 
teilt, daß diesen nicht gestattet werde, die Manifeste der 
n Schiffe einzusehen oder auf den Schiffen Besichtigungen 
5 werde ihnen lediglich eine Mitteilung über Name des 
den Besti 1 ie hauptsächlichen Waren . ohne 
Mengen oder di mpf áng - gemacht und eine Erklärung 
en 12. März 1941 aus Nordame. 
bei den nach Nordamerika aus. 
n an Bord prüfen, ob die Ladung 
mfasse. 


hre Lieferungen nach Nordafrika 


‘Stungen an Waren abhängig 


D 


LI5Cıe Le verfolrten. Oroalirıka hätte auch 
m die amerikanischen Lieferv gen ausgleichenden 
zeugnisse anbieten können, zumal Frankreich 
:ntlich die ROC 

des walfenstillstandsvertraßes 
sich die Vereinigten Staaten 

auch Waren aus Nordafrika zu er. 

sie Kork und Olivent1. Gegen die 


eutscherseits bi: 


M Tn i "et... ee * 
eneräl Weyrand da. 
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1941 sind aus den Vereinigten Staaten in Nordafrika insgesamt drei 
Tanker mit rund 42.000 to Ladung einmal und sechs Frachter mit 
36.399 to Ladung eingetroffen. Der Ladungsinhalt im einzelnen ergibt 
sich aus folgender Aufstellung: 
Treibstoffe 
Benzin 10.535 to Gasöl 11.000 
Petroleum 11.032 to Heizöl 8.501 
Schmiertl 803 
sonstige Lieferungen 
Kohle 11.179 to Ersatzteile 
Koks 896 to f landw.Masch.5.500 
| Im 2.512 to Kupfervitriol 110 
Tee 1.599 to Gummireifen O, 
Zucker 14.112 to Teer 1.117 
Tabak 805 to Eisendraht 382 
Bindegarn für 1.133 to Nagel 112 
Erntemaschinen Milch (kond.) 1.487 


Paraffin | TO4 to Säcke (leere) 178 
Pharm. Produkte 1.005 to 


Aus Afrika sind im einzelnen folgende Waren nach den Vereinig- 
ten Staaten geliefert worden: 
Kork +. 224 to Schnecken 141 
Korkholz .600 to Pfeifenrohlinge 114 
Weinstein .028 to Marubium 45 


Meerzwiebeln 260 to Rosenblätter E 
7 


Samen 279 to Iriswurzeln 
Koriander 200 to 

Pine weitere Überfahrt zwischen Afrika und Nordamerika von je 
zwei Schiffen in beiden Richtungen wird zur Zeit durchgeführt, Die 
beiden aus den Vereinigten Staaten kommenden Frachter sind Mitte 
Februar 1942 in Casablanca eingetroffen. 

b) Westafrika (Dakar). 

Die Französische Regierung hat sich ständig bemüht, mit den Ver- 
einigten Staaten eine Vereinbarung über die Versorgung Westafrikas 
mit dort dringend benötigten amerikanischen Waren ähnlich dem Ab- 

Nordafrika zustande zu bringen. Seitens der Waffenstill- 
ind mit Note vom 14. August 1941 gegenüber diesen 
| und dem_etwaigen Abschluß eines Abkommens dieselben 
Forderungen erhoben worden, wie sie mit Note vom 6. Juni 1941 bin- 
sichtlich der Verhandlungen bezüglich Nordafrikas geltend gemacht 
worden 
Tu 


ES , 
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"orden waren. Danach vurde namentlich verlangt, daß keine Kontrolle 
der aus Nordafrika auslaufenden Schiffe und der Hafen durch die Ames 
rikaner stattfinde, diese sich vielmehr auf die Überwachung des Vere 
bleibs der aus Nordamerika eingeführten Waren in Nordafrika beschr&n) 
ten. ohne daß die Zahl der amerikanischen Vertreter erhöki werde. 

Die Verhandlungen haben bisher noch nicht zu einem Ergebnis ge- 
führt. 


P» Antillen. 

Erst auf Anfrage der Waffenstillstands-Delegation bat die Fran- 
gösische Regierung im Oktober 1941 mitgeteilt, daß sie mit den Ver- 
einigten Staaten im August 1941 eine Vereinbarung über die Wieder- 
aufnahme des Schiffsverkehrs zwischen Nordafrika und den Antillen ge: 
troffen habe. Die Schiffe sollen ausschließlich Waren von den Antil- 
len fiir den Ver in Nordafrika und umgekehrt befördern. Die Ver. 
einigten Staaten aben sich vorbehalten zu genehmigen, daß ausnahns- 
weise auch Waren aus dem tral schen Mutterland über Nordafrika 
nach den Antillen zu cere: "nterhalt gesandt! on. Die Französl- 

Regierung hat ich auc! ier verpflichtet, die a den Antille: 

Nordafrika gelangten Luv’ nicht aus ‚ Außer Kuriersa- 


chen dürfen die Schiffe } nasatet nuj tanzösische beamte bets 


e 


dern. Für die Mitnahm nichtbeamteter bral en bedai ss der ame? 
kanischen Zustimmung. Di ontrolleufgabe erden y len amerika 


nischen Überwachungsbeamten wani 21 en, die anläb h des Abkom 
" 
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Wiederum ers ron ari 2 te wurde bekannt, 
Frankreich und ae! inigten Staate Verhandlung: 
um eine Versorgung 
wirken. 
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Die Waffenstillstands-Delegation hat demgegenüber die Franz6- 
sische Regierung aufgefordert, keine Graphit- oder Glimmerlieferun- 
gen an die Vereinigten"S$taaten ohne vorheriges deutsches Einverstünd- 
nis zuzulassen. 

Ende Januar 1942 hat die Französische Abordnung der Waffen- 
etillstands-Delegation-mitgeteilt, daB erneut Verhandlungen mit den 
Vereinigten Staaten wegen der Wiederaufnahme des Schiffsverkehrs 
gwischen Madagaskar und Marokko eingeleitet worden seien. Der neue 
Plan sieht vor, daß die Schiffahrt gemeinsam mit Portugal auf der 
Linie Lissabon - Casablanca - Luanda - Lourenco Marques - Tamatave 
betrieben werden soll, Während Frankreich Schiffe und Mannschaften 


stellen soll, würde Portugal Mazut in Lissabon und in seinen Kolo- 


e überlassen. Die Schiffe sollen zu gleichen Teilen für beide 
Staaten beladen werden. Als Gegenleistung fordern die Amerikaner die 
Lieferung von Glimmer und Graphit, Die Waffenstillstands-Delegation 
hat zunächst eine Reihe von Fragen zur Klärung der Einzelheiten des 


Plans an die Französische Abordnung gerichtet, die bisher noch nicht 
geantwortet hat. 


e) Indochina, 


Zwischen der Französischen Regierung und den Vereinigten Staa- 
ten haben im Herbst 1941 auch Verhandlungen über die Wiederaufnahme 
des Schiffsverkehrs zwischen Indochina und Dakar geschwebt, der sich 
nach den gleichen Grundsätzen regeln sollte, wie sie für den Verkehr 
zwischen Nordafrika und den Antillen aufgestellt worden waren. Von 
besonderem Interesse ist, dal amerikanischerseits eine Kontrolle 
nicht nur für Dakar, sondern auch für Saigon gefordert wurde. Die 
Verhandlungen sind zu keinem Abschluß mehr gekommen. 

1 8 — Si 
Bezeichnend für alle diese französisch-amerikanischen Verhand- 


en und Abmachungen ist die dabei hervortretende Tendenz der Ver- 
e 


inigten Staaten. die französischen überseeischen Besitzungen mit 


einen Netz von Agenten zu überziehen, durch die sie Einflul 


4 ^ "s $ À TT >i A if E i A l 
itischem und wirtschaftlichem Gebiet zu nenmeng suchen. Die allzu 


große Betätigung der srikanischen Yonsularvertreter in Marokko, 
ihre vielen Reisen as den amerikanischen Zusiche- 
rungen nicht entsprechende, Ausmaß der Die- 

ferungen aus den Vereinigten Staaten haben indessen, wie Generalkon- 
sul Auer berichtet, zuletzt in Marokko doch Argwohn und Enttäuschung 


hervorgerufen. Hinzu kommt die uswirkung der 


führung zeren fer que! | 
t7043 
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Kommission, im übrigen durch Beauftragte der deutschen Konsulate zu 
kontrollieren. 


, — 


Die Franzósische Regierung hat mit Kote vom 12. Februar 1942 
bestätigt, daß sie den deutschen Forderungen auf Unterrichtung ent- 
sprechen und der deutschen Kontrollinspektion wie dem Deutschen Gene- 
ralkonsulat in Cásablanca alle Möglichkeiten der Kontrolle des Ver- 
kehrs zwischen Nordafrika und den Vereinigten Staaten geben werde. 
Andere Häfen als Casablanca kämen nicht in Betracht, da der Verkehr 
mit Nordamerika sich ausschließlich hierauf beschränke. Die Waffen- 
stillstandsdelegation ist bemüht, die Kontrolle darüber hinaus auf 
den gesamten Schiffs- und Warenverkehr in Marokko auszudehnen. 

II. Abmachungen zwischen Frankreich und Japan über Indochina, 

Durch das japanisch-französische Abkommen vom 6. Mai 1941 über 

io Regelung des Handelsverkehrs gwischen Japan und Indochina wurden 
. ausgenommen Kautschuk - die wichtigsten industriellen und land. 
wirtschaftlichen Erzeugnisse Indochinas im Jahre 1941 (wie Mangan- 
erze. Zinn Wolfram, Chrom, Antimon, Reis, Copra) ausschließlich Ja- 
pan vorbehalten, Für die Einfuhr japanischer Waren nach Indochina 
warden ferner weitgehend Vorzugszölle oder Befreiung vom Zoll einge- 
rüumt und Kontingente in einem Ausmaß festgesetzt, daß die Aufnahme 
von Waren dritter Staaten für Indochina unmöglich wurde. Da hier- 
durch auch der deutsche Handel mit Indochina Aanz wesentlich berührt 
wurde, hat die Waffenstillstands-Delegation auf Weisung der Reichs- 
regierung, die von einem Einspruch gegen das Abkommen aus Rücksicht 
auf Japan absehen wollte, die Französische Regierung gleichwohl dar- 
auf hingewiesen, daß die Reichsregierung sich vorbehalte, später auf 
die grundsätzliche Frage der Regelung ihrer Wirtschaftsbeziehungen 
mit Indochina zurückzukommen, 7 


In einem japanisch-französischen Hiederlassungs- und Schiffahrts 
ommen vom 6. Mai 1941 bezüglich Indochinas sind den japanischen 
— — weitgehende Rechte für Einreise, Aufenthalt und 
Handel in Indochina eingeräumt worden. 


III. Französische Handelsbeziehungen zu dritten Staaten in 
Europa. 


Italien. 

Die Grundsätze für die Handelsbeziehungen zwischen Italien und 
Frankreich sind im Protokoll über die Regierungsbesprechungen vom 
5. bis 23. August 1940 in Rom niedergelegt worden. Danach werden 
zwischen beiden Staaten pur vorher jeweils genau bestimmte Warenmen- 
gen ausgetauscht. Die Zahlungen für franzósische Lieferungen — 
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Lire: Franken; 


Zahlungsaufträge an die 
Italienische Verrechnungskasse 258.698.673 572,201,354 


Ausfuhr 


Zahlungsaufträge an die Italie- 
nische Verreohnungskasse 282.604.432 625.149.263 


Zahlungen an Exporteure 258.145.768 571.044.254 
Spanien. 

Das bis 31. Dezember 1941 verlängerte spanisch-französische 
Handels- und Zahlungsabkommen vom 15, Januar 1940 wird auf Grund 
neuer Vereinbarungen bis 31. Dezember 1942 mit gewissen Abänderungen 
weiter in Kraft bleiben. Die bisherigen Warenlisten sind fortgefal- 
len. Der Güteraustausch vollzieht sich durch "Geschäfte über bestimm- 

[ 3 Gruppen" (Opbrations groupes) oder durch "Geschäfte über Ver- 
Schiedenes" (Opérations diverses). Erstere werden von einer beson- 
‘deren spanisch-französischen Kommission jeweils festgesetzt. Sia 
umfassen wertmäßig begrenzte Gruppen von Ein- und Ausfuhrwaren. Die 
"Opkrations diverses" können sich auf alle Waren erstrecken, die 
nicht von der anderen Geschäftsart erfaßt werden. Besondere Malnah- 
men bei den "Opérations diverses” verhindern, daß ein Hißverhältnis 
im Warenverkehr entsteht, und daß Kredite eröffnet werden, die man- 
gels Ein- oder Ausfuhrgenehmigung später widerrufen werden müssen. 

Die Warenlisten für 1940 und 1941 umfaßten bis zu ihrem Weg- 
fall folrende Waren: 

Einfuhr nach Frankreich: Eisen- und Zinkerze, Quecksilber, 
Wolfram, Wismutblei, Lammfelle. Pottasche, Lebensmittel (Früchte, 
Gemüse, Sardinen, Wein usw.), 

Ausfuhr aus Frankreich: Getreide, Phosphate, Reis, Samen, che- 
mische und pharmazeutische Erzeugnisse, Farbstoffe, elektrische Ap- 
parate, Kraftwagen Motoren, landwirtschaftliche Maschinen usw, 

Die bisher geplanten fünf "Opérations groupbes" sehen die Lie. 

a aus Spanien von Schwefelkies, Pottasche, Bienden und einiger 
Nahrungsmittel (Fischkonserven, getrocknete Aprikosen usw.) gegen 


Abgabe von Cyanamit aus frankreich vor. 


— die Neuregelung ist auch die bisherige von Spanien vorge 


nommene einseitige und für Frankreich sehr ungünstige Festsetzung 
des Kursverhältnisses vom rral ‚ösischen Franken zum spanischen Pe. 
seten im französisch-spanischen Verreobnungsverkehr durch eine ein- 
heitliche Preisbestimmung in Peseten für sämtliche Ein- und Ausfuhr. 
vertrüge abgelöst w rder nie Verrechnung in Frankreich erfolrt 
durch 
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durch die ırse von 4 ffrs = 
l1 Pesete. a dies Kurs srhältn der Reichsmark zum 


Franken Rechnung enkommissar von der 
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zung einzulegen. | 

Januar 
verkehr folgen 


d 
Einzahlungen de 


Die Spanis« 

einbaruns 

Marokko 

die Lief 

ılscher 

Erzeugni rräd 191 1113 må wertm: 


Mi ULP 


rund 150 


INN 


H4402 -0079 








75 — 
Warenliste sieht vorerst die Lieferung von 85.000 to Phosphate für 
18 Millionen Escudos zugungten Portugals und die Ausfuhr von Baum- 
wollwaren wie Holz nach Marokko im gleichen Werte vor. Nach dem Ab- 
kommen übernimmt Portugal die Beschaffung der Geleitscheine für die 
freie Überfahrt der Schiffe. Beide Regierungen haben die Absicht, 
auch eine Vereinbarung für.den Handelsverkehr zwischen Portugal und 
Tunis-Algerien zu schließen, 

Schweiz. 

In dem französisch-schweizerischen Handelsverkehr auf Grund des 
Abkommens vom 23. Oktober 1940 hat sich eine erhebliche Spitze zu- 
gunsten der Schweiz ergeben. Nach den französischen-unvollständigen- 
Angaben über den Warenverkehr ergibt sich für die Zeit von Januar 
bis November 1941 folgende Lage: | 
Einfuhr nach Frankreich 114 Millionen ffrs 
Ausfuhr nach der Schweiz 654 " i: 

- 140 Millionen ffrs. 
Im Verrechnungsverkehr ergibt sich für die Zeit seit 25. Oktober 
1940 bis zum 1. Januar 1942 folgender Stand: 
Zahlungen der Importeure 1.045 Millionen ffrs 
Zahlungen an die Exporteure 610 ^ P 
- 37% Millionen ffrs, 

Das Mißverhältnis der Statistik des Waren- und Verrechnungsver- 
kehrs erklärt sich - abgesehen von der unbedeutenden Verschiedenheit 
der ihr zugrundeliegenden Zeiträume - auch wieder daraus, daß es der 
französischen follverwaltung nicht möglich ist, die Ausfuhr völlig 
zu erfassen. Die Spitze zugunsten der Schweiz ist daher für 1941 er- 
heblicher, als es nach der Warenstatistik den Anschein hat. 
Dánemark. 

Der unbedeutende französisch-dänische Güteraustausch hat sich 
im Wege von privaten Kompensationsgeschäften vollzogen und belief 
sich auf insgesamt 144.000 ffrs. 

Im November haben zwischen beiden Ländern in Paris Verhanälun- 
gen über eine Regelung des Verrechnungs- und Warenverkehrs stattge- 
funden. Die waffenstillstands-Delegation ist über den Gang der Be- 
sprechungen laufend unterrichtet worden. Da die meisten Waren auf 
deutschen Einspruch von der Liste der französischen Ausfuhrwaren 


abgesetzt verd mußten, erwies sich der Abschluß einer Regelung des 
orerst nicht möglich. Hinsichtlioh der geplanten Ver.” 


Warenverkehrg / 
e deutscherseits gewünscht, daß sie in das 
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Bulgarien. 


Die bulgarisch-französische Verrechnungeregelung vom 6. Dezem- 
ber 1958 ist noch in Kraft. Der Warenverkehr zwischen beiden Staa- 
‘wen vollzieht sich durch private Kompensationsgeschäfte unter staat- 
licher Aufsicht. Der beabsichtigte Austausch von Nahrungsmitteln 
gegen Luftreifen ist noch nicht durchgeführt worden. 

. Frankreich hat 1,2 Millionen kg Tabak der Ernte 1940 im Ein- 


vernehmen mit den deutschen Behörden gekauft. Bisher ist nichts ge- 
liefert. 


Ungarn, 


Der Warenverkehr erfolgt auch hier mangels staatlicher Verein- 
barungen durch private Kompensationen. Es wurden im Jahre 1941 von 


&.. Nahrungsmittel (Geflügel, Sauerkraut, Kartoffeln), Gemüse- 


en und Pferde gegen Luftreifen, Aluminium, Raphia und Phosphor 
aus Frankreich geliefert. 


Übrige Balkanländer, 


TT 


Mit Griechenland, der Türkei, Serbien und Kroatien ist es bis- 
her zu keinem oder nur unbedeutendem Güteraustausch gekommen, 

Die Verrechnungsregelung mit der Türkei vom 23. August 1959 ist 
letztmalig bis Mitte 1941 verlängert worden. Verhandlungen über eine 
weitere Verlängerung sind bisher ergebnislos geblieben. Von der Ta- 
bakernte aus früheren Jahren worden 1,8 Millionen kg gekauft und 
sum Teil geliefert, 

Frankreich hat versucht, aus Griechenland 1,5 Millionen kg Ta- 
bak, der im Jahre 1940 gekauft worden war, nach dem Mutterland zu 


befördern. Ein französisches Schiff mit Tabak an Bord ist im Okto- 
ber versenkt worden. 


C. Gesamtüberblick über den französischen Aussenhandel, 


LÀ Um einen Ueberblick über die Entwicklung des franzósischen 
ussenhandels in seiner Höhe und im Verhältnis zu den Ursprungs- 
und Bestimmungsländern zu gewinnen, muss auf die französische 
Aussenhandelestatistik zurückgegriffen werden, obwohl diese 
Statistik infolge des zeitweise noch mangelhaften Funktionierens 
des französischen Zolldienstes an der Nord-und Ostgrenze lückenhaft 
ist und ein Vergleich der Zahlen für 1941 mit den Vorkriegszahlen 
durch die seither eingetretene Prankenentwertung erschwert ist 
Danach ergibt sich für 1941 im Vergleich zu 1938 folgendes Bild: 


1941 








Sint infuhr 


Fremde Länder 4 42 33.515 9) 

davon Deutschland . 16(37)+ 3.156 

Französische über- 21 

seeische Gebiete 14. _58 12.466 : — — 
Insgesamt 100 45.981 100 
Ausfuhr 


Fremde Länder b 66 422. 187 17 (B) 
davon Deutschland à 40 (60) 1.850 


Französische über- : 27 
seeische Gebiete 34 8.599 EL 


Insgesamt 15.697 100 30.586 100 


+ Im Verhältnis zur Einfuhr (oder Ausfuhr) aus (oder nach) den 
fremden Ländern allein. 


Die Aufteilung des AuGenhandels auf die hauptsüchlichsten Ur- 
sprungs- und Bestimmings lander ergibt sich aus der nachstehenden 
Ubersicht: 

Außenhandel mit fremden Ländern 
(in Mill.ffrs) 
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Bezeichnung der 1938 +) 1941 +) 
Länder Binfuhr Ausfuhr Binfuhr Ausfuhr 


-——--—— —— o p»): ————— E — 


Simtlifhe fremden 
Dander 55,515 22.181 10.459 
davon u.a.: 


Deutschland 3.156 » 3.906 


Belgien 
"teizsoni chl. Luxemburg) 3.160 ; 1.699 


Niederlande 1.187 1.345 207 
Borwerzen 311 151 
Italien 578 503 
Dänemark | 98 3 
S en 192 255 
Finnland 284 94 
Ungarn 111 154 
Portugal 266 | 100 
Rumänien 215 210 


Schweden 651 252 
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Bezeichnung der 1938 
Lander Einfuhr Ausfuhr 
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| 1941 
Einfuhr +) Ausfuhr +) 


Schweiz 994 1.930 
Türkei 142 12 
Großbritannien 3,239 3.616 
Kanada 620 167 
Britisch-Ostindien 1.275 180 
Südafrikanieche Union413 159 
Australien und 
Neuseeland 
Britische Malaien- 
Staaten 560 35 
Agypten 484 522 
UDSSR 625 175 


Vereinigte Staa- 

ten von Amerika 5.277 
Argentinien 936 
Brasilien 734 300 
Japan 369 100 


China 255 195 


Niederländisch. 
Östindien 280 156 = 


+) Bei der aus Feinästaaten nachgewiesenen Einfuhr dürfte es sich um 
aus französischen Zollniederlagen entnommene Waren handeln; be- 
züglich der nach diesen Staaten (Großbritannien, Kanada) nachge- 
wiesenen Ausfuhr ist eine Untersuchüng im Gange. 


1.793 136 


. 683 
729 


2. Außenhandel mit den französischen überseeischen Gebieten 
(in Mill,ffre) 


Bezeichn ung der 1938 


Gebiete j Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr 


Algerien 4. 


Französisch- 
Vestafrika 
Indochina l. 
Madagaskar und 
gugehorige Geb, 
Französisch- 

arokko 

Tunesien 
Syrien-Libanon 

Andere Kolonien und i 


Protektoratslander 
nsgesant 12. 


7T 
508 
889 


678 


857 
878 
120 


„690 _ 


466 


3.783 


. 184 
929 


588 


TLO 
980 
161 
658 
8.399 


6.608 


2.165 
323 


478 


2.586 
1.641 
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461 
14.266 
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133 
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Zahlungen aus Frankreich nach 


n Millionen 


keny 


1941 


in Millionen 


Deutschland (für Einfuhr 
Deutschland nach Frankreich 


Zahlungen aus Deutschland 
Frankreich (für Ausfuhr aus 
Frankreich nach Deutschland 


+) In dieser Ziffer sind 
Deutschland enthalten; 
auscewiesen. 

Ein Vergleich zwische 
französischen Außenhandels! 
handalstatistik nur rund 6! 
benden Einfuhr aus 
der entsprechenden Ausfuhr 
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b) ein fast vollstündiges Aufhtren des AuBenhandels mit den 
überseeischen Ländern, was einen fast völligen Wegfall der 
übersseischen Rohstoff- und Lebensmittellieferungen zur Folge 
hat (Auswirkung der englischen Blockade); 
eine gewisse Steigerung der Einfuhr aus einigen nicht abge- 
fallenen französischen überseeischen Gebieten (Nord- und 
Westafrika). die jedoch den allgemeinen Einfuhrrückgang aus 
Übersee nur zu einem kleinen Bruchteil ausgleichen kann; 
eine sehr starke Steigerung der Ausfuhr nach Deutschland bei 
verhältnismäßig geringfügiger Steigerung der Einfuhr aus 
Deutschland. 

Bei der Einfuhr aus Deutschland ist zu berücksichtigen, daß 

w sie zu einem großen Teil keine echte Einfuhr ist, sondern nur im Fe- 
ge des Veredelungsverkehrs durchgeführte Zulieferungen für deutsche 
Verlagerungsaufträge enthält. 

Bai der Ausfuhr nach Deutschland ist in Betracht zu ziehen, 

daß ein Ausgleich durch (echte) Einfuhr nur zu einem geringen Bruch- 
teil erfolgt. daß vielmehr Frankreich selbst bei der Bezahlung des 
allerzrößten Teils der Ausfuhr nach Deutschland in Vorlage treten 
muß, was einem sehr empfindlichen Substanzverlust Frankreichs gleich- 


kommt. 


XI. Mineralöl 
aa ee ee — 

Die letzten französischen Mineralölvorräte sind im zweiten 
Halbjahr'1941 verbraucht worden, sodaß die Hauptmengen für den Ver- 
brauch der zivilen Wirtschaft’ aus dem Reich nachgeschoben werden 
muöten. 

Die Kriegslage brachte jedoch eine starke Drosselung des Mine- 
ralölnachschubs mit sich, sodaß die von Monat zu Konat absinkenden 
Kontingente am Jahresende einen Tiefstand erreicht haben, der - in 
Verbindung mit dem Kohle- und Strommangel - die deutschen Aufträge 
in Frankreich in ernste Gefahr bringen mul 

Die nachstehende Tabelle zeigt die Entwicklung der Kontingente 


ni Verbraushszahlen in den Hauptölsorten im Laufe.des Jahres 1941 


Gascil 


mm] 
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| Gasoil und Fuel oil Heizöl leicht 
Monat Benzin und Benzol domestique und schwer 


1941 Kontingent Verbrauch Kontingent Verbrauch Konting.Verbrauch 
Januar 22.000 25.009 14.500 11.989 19000 18.580 
Februar 22.000 20.905 13.000 10.784 19000 11.273 
Juni 19.500 15.756 14.000 12.819 12000 8.842 
Dezember12.000 9.850 10.800 9.955 6500 3.500 
Insgesamt * 


im Jahre 
1941 217.560 198.348 to 157.200 t 141.630 t 149500 108.720 

Die tatsüchlichen Verbrauchsziffern liegen unter den Kontingen- 
ten, weil diese infolge des Warenmangels nicht voll in den Konsum 
gelangten. 

Schon jetzt ist auch nach Auffassung des Reichswirtschafts- 
ministeriums "das wirtschaftlich richtige Verhältnis zwischen Auf. 
tragsbestand und Ausstoß gestört, d.h. bei steigenden Lieferfristen 
erfolgen die Auslieferungen unbefriedigend". 

Die Delegation hat immer wieder darauf hingewiesen, daß Frank. 
reichs Beitrag zur deutschen Kríegsrüstung viel wirkungsvoller sein 
küünte, wenn man durch ausreichende Zulie ferung von Betriebsmitteln 
die vorhandenen Arbeitskräfte und die industrielle Leistung des 
Landes besser ausnutzen würde, selbst wenn es auf Kosten der oft 
überlasteten deutschen Kriegswirtschaft geschehen müßte. Dabei kann 
natürlich die Rolle der Hilfsstoffe und Betriebsmittel (Strom, Kohle, 
61) nicht für sich allein betrachtet werden. Da zur Zeit auch die 
Rohstoffzulieferung aus dem Reich unzureichend ist, liegt allge- 
mein eine Schrumpfung der französisahen Industrieerzeugung vor, die 
zwangsläufig einen geringeren Einsatz an Hilfsstoffen, insbesondere 
Mineralöl, mit sich bringt, Dieser geringere Einsatz ist auch. die 
Erklärung dafür, daß nus Gründen mangelnder Olzuteiluag allein Be. 
triebsstillegungen bisher nicht eingetreten sind. 

Die einzigen Verbrauchsgebiete, wo Hineralölprodukte unabhän- 
gig-von der industriellen Rohstoffversorgung eingesetzt werden, sind 

—— und Handelsschiffahrt. Hier wirkt sich eine bessere 
Mineralölversorgung in einer Steigerung der landwirtschaitlichen 
Produktion und in einer Vergrößerung der Anlandung v: 
produkten aus, 

Die folgende Tabelle zeigt den a iu Jahre 1941 
erfolgten Nachschub an Mineralélpro leren Höhe 


jn Kolonial. 


gegen Ende 
des Jahres ständig abgesunken ist: 


Nonat 


«^ m 
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Nachschub Heizöl 
as aus ine- 
jo (Dieselkraftstoff) bestanden 


5.005 30.000 

8.000 

— 13. 200 

3,419 12.800 

8.053 11.964 

8.538 10.079 

9.564 1.441 

Sept emberl0.071 8.309 
Oktober 10.519 10.461 5.00 
November 11.726 10.448 5.090 
Desember 9.949 4.640 1.000 


Desender 9.949 —— — — 


+ Summe 73.723 96.345 46.500 
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Dabei hat die Umstellung yrankreichs auf Ausweichtreibstoffe 
(Alkohol) und Ersatzmittel (Kohle, Strom, Gas) ihr Optimum erreicht, 
wie ein Vergleich mit dem Friedensverbrauch zeigt: 

Jahresverbrauch Frankreichs 


an Mineralöl 
5,300 574 ton 1941 = 466.837 ton = 8,8 $ 


Verbrauch in 


4. Quartal 4. Quartal 
ee 1,325 148 ton 1941 = 82.031 ton = 6,2 B 


Benzinverbrauch 
Dezember Dezember 
1938 ENTPIDEIE 223.790 ton 1941 = 9,850 ton = 4,4 $ 


Heisölverbrauch 
Dezember Desember 
131.700 ton 1941 E 3.500 ton = 2.7 * 


Insbesondere ist oine weitergehende Streckung der Treibstoffe 
für den Verkehr (Benzin und Benzol) durch Alkohol nicht mehr mög- 
lich. Der Betriebsstoff wird sur Zeit mit 50 $ Alkohol gestreckt.. 
Schoh hiermit sind starke Störungen und Beschädigungen der kKotoren 
verbunden und im übrigen ist die obere Grenze durch den Enerziendb- 
fall infolge der Alkoholbeimischung erreicht. 

Frankreich ist für das kommende Jahr ganz auf den Nachschub 
aus Deutschland angewiesen, Die eigenen Vorkommen in St. Gaudens 
sind noch nicht fündig. Die Erdölvorkommen in Karokko erbrirgen 
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nur ganz geringe Mengen, Aie im Lande selbst verbraucht werden, und 
lediglich das Ölschiefervorkommen in Autun erbringt eine geringe Men- 
ge von zur Zeit etwa 1000 ton Rohól im Monat. 

Die politische Spannung mit den U.S.A. hat auch die Einstellung 
der Versorgung der Kolonien mit Mineralélprodukten aus Nordamerika 
mit sich gebracht. Eine Zufuhr über das Mittelmeer aus Rumänien 
kommt einstweilen infolge der Seekriegslage nicht in Betracht. 


XII. Dautsch-französisches Flugzeugbauprogramm. 


Die Durchführung des deutsch-französischen Flugzeugbauprogramms 


das am 28. Juli 1941 unterzeichnet worden ist, ging im allgemeinen 
reibungslos vor sich. Lediglich Ende Dezember 1941 sind durch ein- 
— Maßnahmen in der Energieversorguns und mangelnde Mate- 


rialzufuhren gewisse Schwierigkeiten entstanden, die jedoch fnzwi- 
schen wieder beseitigt werden konnten. Die Zusammenarbeit der deut- 
schen Dienststellen mit den französischen Firmen der Flugzeugindu- 
strie ist fast ausnahmslos sehr gut. Die im Rahmen des deutschen 
Bauprogramns zu fertigenden französischen Typen, Zellen und Motoren 
sind termingemáB erstellt und ausgeliefert worden. Auch bei den 
deutschen Typen lüuft das Programm wie vorgesehen an, sodaß die 
ersten Auslieferungen im Janua: 1942 gu erwarten sind. 
7weifelsfragen über die Auslegung der Richtlinien konnte im 
allgemeinen bereits der deutsch-französische Arbeitsausschuß klären, 
der auch die erforderlichen Beschlüsse über die Einzelheiten 
technischen Durchführung Aes Programms falte. Lediglich gegen 
Beschlüsse des Arbeitsausschusses die gegen die Stimmen der 
zösischen Mitglieder angenommen worden waren, hat die Französ 
Delegation Einspruch eingelegt, über den die Gemischte Konnission am 
97, Oktober 1941 entschieden hat. In dieser Sitzung der Gemischten 
Komnission zeigten die beteiligten frorzósischen Regierungsvertre- 
ter volles Verständnis für die deutschen Wünsche, sodaß die Beschlüs. 
se der Kommission einstimnig getroffen werden konnten. Als wesent. 
liches Ergebnis dieser Sitzung ist aie Feststellung zu erwähnen, 
asG@ der Generalluftzeugmeister auch außerhalb des Programma Aufträge 
auf Teilefertigung in das besetzte Gebiet vergeben Kann wobei le. 
diglich bei Aufträgen über i)" 100,000 das vorhcr;ig Einvernehmen des 
Arbeitsausschusses einzuh 
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gemeinsamen deutsch-französischen Bauprogramms gefährdet wird. Da- 
mit int die deutsche Auffassung, daß das Flugseugbauprogram, die 
buns von Aufträgen auf Fertigung von Flugseugteilen außerhalb 
undedtzlich nicht ausschließt, von den franzósi. 
‘ten Kommission anerkannt worden. 
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abgegeben werden könnten. Der Militir- 
demgegenüber die Fortsetzung der bisherigen 
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Durchführung des ihr vom Militärbefehishaber nitgeteilten Liefer- 

programms und auch dii sätzlichen deutschen Porderungen an Hafer 

und Kartoffeln ganz, | ‚ilweise abgelehnt. Die Lieferung? 

wurden außerdem davon abt 
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A. llgemeine Verkehrsfragen. 


Alle verkehrstechnischen Fragen haben sowohl im besetzten wie 
im unbesetsten Gebiet Frankreichs infolge der kriegsbedingten Ver- 
ringerung der Zuliegerung vor Kohlen und Treibstoffen und der Ab- 
nutzung und dem fe! ın Ersats des rollenden Materials eine 
resentliche Verschärfung erfahren, 
Die Französ)s a Abordnungz bemühte sich weiterhin, die Verkehrs- 
Selichkeit | Durchführung einge- 
"UTD teferungeverpfliichtungen verant lich zu machen oder sie 
ruckmitte ir 2 idnisse deu 312 4.1-» werten. 
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sierender technischer Fragen geklürt werden, um die Inangriffnahne 
grüsserer Pläne erst für eine spätere Zeit in Betracht zu ziehen, 
Diese Fragen sind aber ebenso wie die von französischer Seite vor- 
geschlagene Zusammenfassung der beiden bestehenden europäischen 
Schlafwagen-Gesellschaften noch in der Schwebe. Der französische 
Verkehrsminister Berthelot erneuerte Jedoch in regelmässigen Ab- 
stünden den Wunsch der Französischen Regierung auf Zusammenarbeit 
in allen Verkehrsfragen mit dem Hinzufügen, dass es sich bei 
diesem Wunsch weder up eine Opportunistische noch politische Frage 
handele, sondern ganz eindeutig um eine europäische Notwendigkd t. 
Gewisse Konpetenzsohwierigkeiten Zwischen dem Verkehrsminister 
Berthelot und dem Minister für die Produktion Lehideux, der Beiner- 
Todt unmittelbar Sufgenomnen 

scheinen von der französischen Seite die praktische Inangriff. 
nahme der Verkehrsprobleme nicht zu erleichtern. 

Die Französische Abordnung hat erneut Klage geführt über die 
Einrichtung von di tropa~S peisewagen-Betrie en auf gewissen franzósi. 


schen Eisenbahnstrecken, insbesondere suf der Deutschland n t der 


beruft 
Internationalen 


'eriräge, Der 


französisch-spanischen Grenze verbindenden Strecke, 
sick die Pranzösische Abordnung auf die zwischen der 
Schlafwagengesellschaft unà der Mitrop: bestehenden 


vi UPG DOS 
Reichsverkehrsminister hat Sich gegen d französische Forderung 
nun mit dem Bemerken gewandt, dass di rückziehung der Mitropa- 
Wagen aus dem Eisenbahnnetz des franz das Ansehen 


der Deutschen Reichsbahn enpfindlich schädigen würde, Bine deutacha 
Antwort an die Französische abordnung steht noch 
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a) Französischer 40) 1ial-Schiffsverkehr. 
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Verkehr Madagaskar ~ Indochina 
Ankünfte in Madagaskar | 
Ankünfte in Indochine 

Verkehr Antillen Porto-Rico / 0 
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"Wyoming", "Orégon*, "Eridan" und "Sagittaire". Die Schiffe 
"Oregon" und "Wyoming" befinden sich zurzeit auf der Fahrt nach 
besw. von den Antillen. 


b) Französische Schiffe igNord- und Südamerika. 

Im Verkehr USA - Nordafrika erfolgten je 6 Fahrten der 4 
franzögischen Frachtdampfer "Ile de Ré", "Aldebaran" (früher 
"Léopold L.DY), "Ile d'Ouessant" und "Ile de Noirmoutier" von me 
York nach Casablanca und umgékehrt. Diese ehemalig in USA festge- 
haltenen französischen Schiffe fahren ebenfalls im Pendelverkehr, 
dem die Deutsche Regierung im Interesse der Versorgung Nordafrikas 
zugestimmt hat. Ausser den genannten Schiffen haben die Tanker 
"Lorraine" und "Shéhérazado" je eine Ladung von Treibstoffen (ins- 
gesamt ca. 31.000 to) von Amerika nach Dakar und Casablanca ge- 
bracht. Wenn es nur zu je einer Fahrt der beiden Schiffe kam, 8° 
lag dies an der Forderung der Amerikanischen Regierung, dasa vor 
Beladung der "Lorraine" in Bay Town zunächst die "Shéhérasade”" 
wieder aus Casablanca auslaufen sollte. Demgegenüber bestand die 
Delegation auf der gleichseitigen Abfahrt der beiden Schiffe. 
Schliesslich erklärte sich die Delegation, um weitere Versögerungen 
zu vermeiden, dazu bereit, die "Shöhbrazade" vor Beendigung der 
Beladung der "Lorraine" auslaufen zu lassen mit der Einschränkung, 


"> 


dass die "Lorraine" spätestens 7 Tage nach dem Auslaufen der 


"Shéhéragader die Fahrt anträte Tatsächlich lief die "Lorraine" 
nicht innerhalb 3 Tagen aus, woraufhin die "Shéhérasade"auf 


: iia 


deutsches Verlangen nach Port de France lirigiert wurde. Erst 


Wochen darauf trat die "Lorraine" die Ausreise an und traf in Casa- 
blanca ein, während die "Shéhéragade" sunächst in Fort de France 


verblieb. Amerikanischerseits wurde nunmehr eine neue Reladung der 


ro mary 
Lea E 


"Shéh 6 razade" abhängig von der Wiederabfahrt der "Lorraine" aus 
Casablanca, Demgegenüber wurde deutscherseits verlangt, dass zu 
nächst die Beladung der "Shéhéragade" und ihr Auslaufen erfolgen 
müsse. Unter dem Druck der Amerikaner versuchten die Pranzsdsen, 
sich über den deutschen Einspruch hinwegzusetzen und schickten, 


während die Verhändlunge 
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n noch im ige waren, die "Shéhéragade" 
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Fahrt zu setsen, was im letsten Augenblick durch einen neuen for- 
mellen Binspruch der Delegation verhindert wurde. Wegen des unbe- 
rechtigten Auslaufens der "Shöhärasade" ist eine Protestuote an die 
Pranzósische Abordnung gerichtet worden, in der die Verantwortung” 
der Pransösischen Regierung für alle Folgen festgestellt wurde. 

Die dauernden Bemühungen der Pranzösischen Regierung, weitere 
Dampfer von den in USA surückgehaltenen französischen Schiffen frei. 
su bekommen, scheiterten an der Hasslosigkeit der amerikanischen 
Gegenforderungen. Die Amerikanische Regierung wollte einer Rück- 
«abe von Schiffen sur freien Verfügung überhaupt nicht sustimaen, 
sondern nur eine teilweise Freigabe swecks Einsatzes in den Norá- 
afrikaverkehr sum Abtransport der für Nordefrika eingekauften 
Waren bewilligen. Ausserdem verlangte sie als Gegenleistung für 
die Freigabe den Einsatz weiterer Schiffe aus dem Mittelmeer in den 

au Schliesslich verlangte sie für eigene Zwecke die 
eroharterung der restlichen Prachtschiffe in USA, desgleichen die 
Veroharterung des dort liegenden Tankers "Touraine" sowie von 2 
bis 3 der in den Antillen liegenden französischen Tanker, dies noch 
mit der Auflage, dass die thrigen Antillentanker in Martinique 
liegen bleiben müssten. Deutecherseits wurde die Uberlassung von 
Schiffen aus dem Mittelmeer wiederholt energisch zurückgewiesen 
und im übrigen auf einer völligen Parität in der Weise bestanden, 
dass die Franzosen für die Vercharterung französischer Tonnage an 
die USA die gleiche Tonnage Sus den Vereinigten Staaten und den 
Antillen aur freien Verfügung surückerhielten. Der Fortgang der 
Verhandlungen zwischen der Fransösischen und Amerikanischen Regierung 
wurde unterbrochen dureh den Eintritt des Kriegssustendes swischen 
Deutschland und den Vercinigten Staaten. Die Amerikanische Regierung 
"schritt nunmehr sur Beschlagnahme der *Wormandie” im Wege der Requi- 
rierung, ferner wurden von pámtlichen fransösischen Schiffen in 
USA die fransösischen Mannschaften mit Ausnahme der Kapitäne und 
nes geringen Bestandes von technischer Personal entfernt und die 
" Ne Besatsung durch amerikanische militärische Wachen ersetst. 
Eine Ausnahme wurde gemacht lediglich für äighbereits im Nord- 
afrikaverkehr eíngesetat gewesenen Schiffe "Ile de Ré" und 
"Aldebaran", die inre LR behielten, Zwar untersagte die 
Amerikanische Regierung nach Eintritt des Kriegssustandes das Aus- 
Laufen dieser Schiffe; es gelang aber der Französischen Regierung, 


die Zustimmung zur Wiederaufnahme des Nordafrikaverkehrs mit den 
genannten 


NN 


a Yau 





96 


genannten Schiffen und den beiden Gegenschiffen "Ile d'Ouessant" 
und "Ile de Noirmoutier” zu erreichen. Deutscherseits wurde der 


Wiederaufnahme zugestimmt, nachdem die Amerikanische und pritische 


Regierung erneut die formelle Garantie für die unbehinder ve peh rt 


der Schiffe geleistet hatten. Von einer Wiederaufnahme des Treib- 
stoffverkehrs mit den Schiffen "Shéhérasade" und "Lorraine" ist 
bisher nicht die Rede. 

Im Laufe der Freigabeverhandlungen wat von den Franzosen nit* 
geteilt worden, ag bei Nichtannahme der anerikanischen Forderungen 
die Amerikanisch: gierung zur sofortigen Beschlagnahme sämtlicner 
französischen sc! aj den USA und den Antillen schreiten würde. 
Dies veranlasste die Delegation, bevor sie ihre Zustimmung zur 
Weiterführung irgendy Neher Verhandlungen m. t dan Amerikanern gab, 
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nach Marseille abgehen; infolge des Kriegsausbruchs mit Deutschland 
hat die Amerikanische Regierung jedoch die Abfahrt des Schiffes 
bis auf weiteres verschoben, 

Dagegen hat der Phosphat-Verkehr zwischen Marokko einerseits 
und portugiesischen und spanischen Hifen andererseits eine ausser- 
ordentliche Zunahme erfahren. Es verkehrten nach Spanien 97 Schiffe 
mit 292,915 to Phosphaten und nach Portugal 75 Schiffe mit 72.525 
to Phosphaten gegenüber 14 portugiesischen und 66 spanischen 
Schiffen im vorigen Halbjahr. Von FransÜsisch-Marokko nach Spanisch- 
Marokko verkehrten weiter 3 spanische Schiffe mit 2.428 to Getreide. 

Was die Ers- und Phosphat-Transporte von Nordafrika nach 
Caronte für deutsche Rechnung anbetrifft, so wurde die. Beschaffung 
von Schiffsraum Anfang August zum Gegenstand von Verhandlungen mit 
der Französischen Abordnung gemacht, da die privaten Charterver- 
handlungen der beteiligten Pirmen von den Franzosen dauernd hinge- 

2 wurden, sodass nur eine unzureichende Tonnage zur Verfügung 
È. elit wurde und die Rückstände in den Lieferungen immer mehr an- 
schwollen. Diese betrugen Ende Juli 1941 gegenüber dem Liefersoll 

ca. 210.000 to Rohphosphate und 203.000 to Erse = insgesamt 
413.000 to. In den Verhandlungen wurde erreicht, dass die Pranzösen 


sich verpflichteten, monatlich bis auf weiteres mindestens 60.000 to 


abzufahren und zwar an: 

Dünge-Phosphaten 50.000 to 

Hochofen-Phosphaten 6.000 to 

Erzen 24.000 to. 
Perner wurde vereinbart, dass die in Westafrika liegenden griechi- 
schen Schiffe sobald als möglich nach Marseille überführt werden 
sollten, um in den Phosphat- und Erg-Verkehr zwecks Steigerung der 
Transporte über 60.000 to hinaus eingesetzt zu werden. Das Liefer- 
soll von mindestens 60.000 to ist bis Ende des Jahres, wenn auch 
mit Verzögerungen und Schwierigkeiten erreicht worden bis auf einen 
Rest von 15.600 to, der im Januar nachgeliefert werden soll, . Da- 
gegen war eine Mehrlieferung nicht möglich, trotzdem in«wischen 
d riechische Schiff "Liberia" su der französischen Tonnage hinzu- 
von Kohlen und *chmierSl für die Schiffe. Diese Schwierigkeiten 


ten war. Der Grund lag in den Schwierigkeiten der Beschaffung 
haben sich in der letsten Zeit noch erhöht. Ferner behaupten die 


Franzosen, dass die Produktion von Phosphaten infolge Mangels an 
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amerikanischen Konsuln in Algier und Marokko eine gewisse Berechti- 
gung nicht abgesprochen werden. Es ist deshalb nunmehr in Aussicht 


genommen, die restlichen Kobaltmengen durch spanische Schiffe der 
Sofindus abzuholen. 


4 fahrt de chtf ch 


Hinsichtlich der ursprünglich in Häfen der westafrikanischen 
Küste und des Mittelmeeres liegenden nichtfransösischen Schiffer 
25 norwegische mit zusamnen 97.217 BR? 
23 dänische " 50.735 * 
12 englische 45.458 
12 griechische 37.073 
5 belgische 12.955 
2 jugoslawische 8.646 
3 holländische 3.057 
Lj 1 polnisches 766 
ist inzwischen folgende Entwicklung eingetreten: 
1.) norwegische Schiffe 
fransisischerseits íı Fahrt gesetst 13 "chiffe - 33.715 zer 
+) noch nicht in Pahrt gesetst 7 u - 21.798 * 


fransösischerseits Infahrtsetzung 
vorbereitet 4 Tanker - 36,534 * 


aus Dakar entwichen (M.S."Lidyard") 1 Schiff -_A4A.770 * 
noch vorhanden: 24 Schiffe — 92.447 ERE 


sSesazzzueem 
säntlich Motorschiffe 
dänische Schiffe 
fransösischerseits in Fahrt gesetst 8 Schiffe — 12,947 mr 
noch nicht in Fahrt gesetzt 10 ° - 23.464 " 
an Deutschland abgeliefert 4 . - 12.729 * 
französischerseits in Fahrt gesetzt 


und später in Mittelmeer versenkt l " 1.595 = _ 
noch vorhanden: 18 Schiffe - 36.411 BR? 
LOI LE 23 P$ 22] memes: 


(ausserdem 1 Schlepper "Geir" in Casablanca) 


unter den 10 Schiffen defindegsich 8 dänische Schiffe 
unter englischer Flagge. 


3.) englische Schiffe 
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englische Schiffe 

französischerseits in Fahrt gesetzt 2 Schiffe 
noch nicht in Fahrt gesetzt 7 " 


Im Laufe der kriegerischen Ereignisse 
in Syrien von den Franzosen in 
Beirut versenkt > « 


noch vorhanden: 9 Schiffe 


griechische Schiffe 
französischerseits in Fahrt gesetzt 5 Schiffe 
Infahrtsetzung bevorstehend 4 " 


In Marseille liegend und für 

deutsche Zwecke unbrauchbar 2 
acutscherseits bezw. italieni- 

scherseits Verhandlungen wegen 

Übernahme im Gange 1 . 


12 Schiffe 
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11.299 BRT 
24.807 ^" 


9.552 * 
36.106 BRT 


15.576 BRT 
18.553 EDD. 


1.613 " 


- 1.383 n 


Perner sind 2 in Madagaskar liegenđe griechische 
Schiffe von insgesamt 9.060 BRT von den Franzosen 


1 


in die Nadagaskar-Küstenfahrt eingesetzt. 
belgische Schiffe 

an Deutschland abgeliefert l Schiff 
leutscherseits Infahrtsetzung 

vorbereitet 2 Schiffe 


noch vorhanden: 2 Schiffe 


(ausserdem 1 belgischer Schlepper ("Cornelis") 

jugoslawische: Öchiffe 

in italienischen Besitz überführt Schiff 

noch nicht in Fahrt gesetzt PE 
noch vorhanden: 


holländische Schiffe 
en Deutschland übergeben 2 Schiffe 
noch nicht in Fahrt gesetzt l Schiff — 


noch vorhanden: l Schiff 
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polnische Schiffe 


von der"Treuhandstelle Ost” 
an die Franzosen verchartert 
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pie noch nicht in Fahrt gesetzte nichtfranzösische Tonnage, liege 
in französischen Häfen ausserhalb des Mutterlandes, verteilt sich 
wie folgt: 
1.) norwegische Schiffe AS Liegehafen 

2 Schiffe - 5.456 Port Lyautey 

4 " 14.: | Dakar 

Se ER RE EN " Algier 

7 Schiffe 

dinische Sc 

1 Schiff 

5 Schiffe 


Casablanca 
Port Lyentey 
Dakar 
2 " Oran 
9.27C BRT 
ausserdem 1 Schlepper Casablanca 
+) es handelt sich um diinische Schiffe unter 
3.) englische Schiffe 
3 Schiffe - 7.734 BRT Casablanca 


l R - 1.269 Port Lyautey 


4709. = 12,904. ! Dakar 
7 Schiffe - 24,807 


4.) griech 


—— 


x) 4 Schiffe 18.551 BRT 

x) Infahrtsetzung bevorstehe > 
5.) belgische Schiffe 

++) 1 Schiff - 7.217 BRT 
"21 es iie Pro n 


2 Schiffe - 10.417 BRT 
* ausserdem 1 Schlepper 
im) deutscherseits Infahrtsetzung vorne 
6.) jugoslawische Schiffe 
1 schiff - 4.587 BRT 
7.) hollindische Schiffe 


13 BRI 
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Hinzukommen die folgenden in Marseille liegenden Schiffe: 
1.) norwegische Schiffe 
+) 4 Tanker ~ 36.934 ERT l Marseille 
+) französischerseits Infahrtsetsung vorbereitet 
2.) dänische Schiffe 
x) 1 Schiff - 4.194 BRT Marseille 
x) es handelt sich um ein dänisches Schiff unter englischer Flagge. 


5.) griechische Schiffe 
5 Schiffe - 2.996 ERT Marseille 


Wie im vorigen Halbjahresbericht erwihnt, haben die Verhanó- 
lungen der Delegation mit der Französischen Abordnung wegen Über- 
lassung nichtfranzósischer Tonnage zu besonderen Zwecken dazu ge- ! 
. führt, dass die Französische Regierung der Überlassung von 4 dänische 
und einem belgischen Schiff (Gesamttonnage 15.267 BRT) zustinnte. 


@»iese 5 Schiffe sind inzwischen an Deutschland übergeben worden. 


Ferner erfolgte die Übergabe eines jugoslawischen Schiffes an Italien 
Die Verhandlungen wegen Überlassung weiteren Schiffsraums sind in 
der Folge von der Waffenstillstandskommission in Wiesbaden in 
Zusammenhang mit dem militürisch-politischen Pariser Protokoll vom 


28.Mai 1941 weitergeführt worden, haben aber zu keinem Ergebnis 
geführt. Unabh’ingig von diesen Verhandlungen der Waffenstillstands- 
kommission gelang es der Wirtschaftsdelegation noch 2 weitere hol- 
lündisohe Schiffe mit einer Gesamttonnage von 2.544 BRT zu erhalten. 
Die beiden Schiffe sind inzwischen nach Marseille tiberftihrt worden 


und werden demnächst übergeben werden. 

Nach grossen Schwierigkeiten gelang es auch den belgischen 
. Dampfer "Qarlier" mit einer Erdnussladung von 8.800 to für die bel- 
gische BevÜlkerung von Dakar in Fahrt zu setzen. Zu diesem Zwecke 
wurde eine neue belgische Mannschaft nach Dakar gesandt, die durch 
an Ort und Stelle angeworbene farbige Franzosen vervollständigt 
wurde. Der Dampfer ist zunächst nach Safi gebracht worden. Die 
Weiterleitung nach Bordeaux stösst z.Zt. auf Schwierigkeiten, da 
die englische Kontrolle von Gibraltar aus in letzter Zeit verschärft 
worden ist. Was den belgischen .ampfer "Frédéric" in Casablanca 
anbetrifft, so hat die Deutsche Regierung einem Antrage der Bel- 
gischen Regierung und des Militärcefehlshabers in Belgien und Mord- 
frankreich stattgegeben, wonach das Schiff dem belgischen Zoten- 


Kreuz 
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Kreus überlassen werden soll, um Lebensmittel und Medikamente für 
die belgische Bevölkerung aus den Vereinigten Staaten zu holen. 
Die Amerikanische Regierung hatte angeblich dem Einsatz des 
"Prédéric" für den genannten Zweck zugestimmt. Nach Eintritt des 
Kriegssüstandes zwischen Deutschland und Amerika ist jedoch ver~ 
langt worden, von der Amerikanischen Regierung zunächst eine neue 
Garantie über die unbehinderte Fahrt des Schiffes beizubringen. 

Von den 9 an der westafrikanischen Küste liegenden griechischen 
Schiffen sind 5 nach Marseille überführt, die Überführung der regt" 
lichen Schiffe ist zugesichert worden. Ihr Einsatz war, wie er- 
wähnt, vorgesehen für den erhöhten Abtransport der Erze und Phos- 
phate von Nordafrika nach Caronte. Die Lage in Griechenland 
e-fordert jedoch, dass nindestens ein Teil dieser Schiffe für 
Kohlen- und sonstige Transporte nach Griechenland gurückgebracht 
wird. Der inswischen für die griechischen Schiffe eingesetste 
Kommissar in Athen hat daher im Einverständnis mit den deutschen 
Stellen den Antrag gestellt, die Schiffe "Liberia", "Andorre" und 
"Monrovia" nach Griechenland zu überführen, wofür griechische 
Mannschaften zur Verfügung gestellt werden sollen. Bine entsprechen 
de Note wurde an die Französische Abordnung gerichtet; der Antrag 
wurde zunächst abgelehnt, d rà aber 2.2t. weiter verfolgt. 


e) Schiffsverluste 


In den Monaten Juli bis Degember gingen verloren: 
Durch Aufbringung 
18 Schiffe nit zusammen 69.040 BRT. 
Die Aufbringung der Schiffe erfolgte in folgenden Gegenden: 
8 Schiffe im Yadagaskar-Verkehr 
Grossfischsegler auf der Neufundlandbank 
Schiff im Verkehr Indochina/Madagaskar 
Seniff auf der Reise Bordeaux/Casablanca 
Schiff an der westafrikanischen Küste 
Schiff in portugiesischen Hoheitegewässern 
Pischdampfer auf der Reise Casablanca/La Rochelle 
Durch Torped ierung und Flugzeugangrifíe 
6 Schiffe mit zusammen 21.730 ERT. 
(Davon wurde 1 schiff, der D."Saint Denis" ex "V-ols", im 
Mittelmeer von einem äeutschen U-Boot versenkt, und ! Schiff, 


der 


H4402-0108 








ieee w e A 


2-0109 


‘der D."Si-Kiang", während des japanischen Angriffs auf die 
| Philippinen in Manila durch Bombenabwurf vernichtet).. 
Die Torpedierung bezw. Flugzeugangriffe fanden statt: 
5 Schiffe im Mittelmeer í 
/1 Schiff. an der französischen itlantik-Küste 
Die gesamten Schiffsverluste seit sg dcos 1940 — 
hiernach: 
durch Aufbringung 52 Schiffe nit zusammen 230.772 BRT 
durch Torpedierung Ze | | 
und Flugseugangriffe 10  " " * 51.886 *". 
durch Selbstvernichtung | | h^ 
(2 Selbstversenkungen, 


1 Schiff wurde auf 
Strand gesetzt, 1 


Schiff verbrannt) | | 132.9n =: 
274.729 BRT. 


ix LLLA L3 
Im Januar 1942 sind ferner die Schiffe "Lamoriciére" 4.715 BAT 

und "Jumiöges" 1.707 © 

Pr schweren Sturm im Mittelmeer verloren u“ | 


Y^ 


2.) Rückgabe beschlegnahm ter Schiffe und Ladungen. 


Sei der Durchführung der Prisenabkommen vom 10.Mai unà 9, Jwii 
1941 hatte sich eine Reihe von Fragen ergeben, die von der Frang3— 
sischen Abordnung in mehreren Noten angeschnitten worden waren, Zur 
Regelung dieser Fragen fanden auf französischen Wunsch in der Zeit | 
vom 30.0ktober bis 4.November 1941 in Paris Besprechungen zwischen 
einer deutschen und einer französischen Delegation statt. Die Be- 
sprechungen führten sum Awchluss eines weiteren am 4.Novenber unter- 
seichneten Trisenabkommens. Durch das Abkommen werden sämtliche _ 
Güter erfaset, die nicht unter das Abkommen vom 10.Mai 1941 fallen. 
Es handelt sich hierbei vor allem um die an Bord beschlagnahnten 
Waren decepti oa. ; S Millionen Keichsmark). In sinngemisser 
Anwendung des Abkommens vom 10.Mci wird bestimmt, dass, soweit 
dérartige franstsische Güter bereits auf Grund von Entscheidungen 
deutscher Prisenbehörden verwendet worden sind, die Französische «i 
Regierung die hiernach getroffenen Xassnshmen für sich und ihre | 
Staatsangehtrigen als endgültig anerkennt. Die deutschen Behörden 
betrachten derartige französische Güter ale nicht mehr dem Prigen- 
recht unterliegend, wenn sie am 50.Juni 1941 noch nicht aus dem 
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Ssischen Hafens abtransportiert worden 


ich erfasst oder nach der prisenrecht- 


wurden. 


Ausgenommen hiervon sind 


den Prisenbehörden bereits einer anderen 


und von dieser in besonderen 


n der deutschen Wehrmacht, eingelagert 


V A 


behielt sich das Recht vor, 


orisenrechtlich freigegebenen Güter 


nehme: Auf die weitere Ausübung 


im französischen kaum wurde 


abhängig von der vorstehenden allge- 


die Deutsche Regierung bereit, für 


anmten und verwertete 


Ladungen eine 


T Güter zur Zeit der Beschlag- 


rerzichtete die Deutsche Regierung 
Frachtschiffen, Schleppern 
ies Prisen- oder Kriegsbeute- 
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b) Rheinschiftahrt. 
Die Verhandlungen zwischen der früneren Compagnie Generale 


pour la Navigation au Rhin und der Rheinschiffahrt A.G. vormals 
Pendel-Mannheim wegen der Schlepper "Toulon" und "Belfort" sind 
durch Abschluss eines Chartervertrages zum Abschluss gekommen. 


H4402-0111 


Dagegen dauern die Verhandlungen wegen zwei weiterer Schlepper 


nit den Vereinigten Stinnes Rheinreedereien noch fort, da die Rigen“ ` 


+ümerin der Schlepper zunächst eine Gerantiegestellung in Schweizer 
Pranken und ferner auch die Zahlung des Chartergeldes in derselben 
Währung verlangte. Diese Forderungen sind aus prinzipellen 
Bründen abgelehnt worden. Die Verhandlungen deuern noch an; eine 


befriedigende Lósung dürfte in absehbarer Zeit zu erwarten sein. 


Paris, Februar 1942. 


Gesandter 
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I hereby certify that the annexed document 19 Pt a és 


No, R F -)2 (c is a photostat of an esae T 
document submitted in evidence by the Unicel States 
Prosecution under this number, The original document 
has been withdrawn in accordance with Rule lO of 
the International Military Tribunal, and to the 


best of my knowledge and belief is to be held at 


the National Archives, Washington D.C. 


Wann, te. FA Jol fre 


PAUL A. JOOSTEN 


General Secretary 
International Military 
Tribunal 
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